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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 20. Dezember 1957 

8 — 95000 — 3549/57 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Luftverkehrsgesetzes 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Der Bundesrat hat zu dem Gesetzentwurf in seiner 185. Sitzung 
am 29. November 1957 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes Stellung genommen (Anlage 2). 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 

Federführend ist der Bundesminister für Verkehr. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Dniversitäts-Budidrudcerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Luftverkehrsgesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 21. August 1936 (Reichsge- 
setzbl. I S. 653), des Gesetzes vom 27. September 
1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1246), des Gesetzes vom 
26. Januar 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 69) und des 
Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
Verkehrsrechts und Verkehrshaftpflichtrechts vom 
16. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 710) wird wie 
folgt geändert: 

1. Die Überschrift vor § 1 erhält folgende Fassung: 

„Erster Abschnitt: Luftverkehr 

A. Luftfahrzeuge und LuftfahrtpersonaF' 

2. § 1 erhält folgende Fassung: 

»§ 1 

Die Benutzung des Luftraumes durch Luftfahr- 
zeuge ist frei, soweit sie nicht durch dieses Ge- 
setz, das Gesetz über die Bundesanstalt für 
Flugsicherung vom 23. März 1953 (Bundesge- 
setzbl. I S. 70) und durch die zur Durchführung 
dieser Gesetze erlassenen Rechtsvorschriften be- 
schränkt wird.'' 

3. § 2 erhält folgende Fassung: 

«§ 2 

(1) Deutsche Luftfahrzeuge dürfen nur ver- 
kehren, wenn sie zum Luftverkehr zugelassen 
(Verkehrszulassung) und — soweit es sich um 
Flugzeuge, Hubschrauber und Luftschiffe han- 
delt — in das Verzeichnis der deutschen Luft- 
fahrzeuge (Luftfahrzeugrolle) eingetragen sind. 
Ein Luftfahrzeug wird zum Verkehr nur zuge- 
lassen, wenn 

1. das Muster des Luftfahrzeugs zugelassen ist 
(Musterzulassung) , 

2. der Nachweis der Verkehrssicherheit nach der 
Prüfordnung für Luftfahrtgerät geführt ist, 

3. der Halter des Luftfahrzeugs nach den Vor- 
schriften dieses Gesetzes versichert ist oder 
durch Hinterlegung von Geld oder Wertpapie- 
ren Sicherheit geleistet hat und 

4. die technische Ausrüstung des Luftfahrzeugs 
so gestaltet ist, daß das durch seinen Betrieb 


entstehende Geräusch das nach dem jeweili- 
gen Stand der Technik unvermeidbare Maß 

nicht übersteigt. 

(2) Der Musterzulassung nach Absatz 1 Nr. 1 
bedarf auch das sonstige Luftfahrtgerät. 

(3) Auf Fallschirme und Startgeräte sind die 
Vorschriften des Absatzes 1 über die Verkehrs- 
zulassung sinngemäß anzuwenden, 

(4) Die Zulassung ist zurückzuziehen, wenn 
die Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht mehr 
vorliegen. 

(5) Deutsche Luftfahrzeuge haben das Staats- 
zugehörigkeitszeichen und eine besondere Kenn- 
zeichnung zu führen. 

(6) Deutsche Luftfahrzeuge dürfen das deut- 
sche Hoheitsgebiet, soweit dies nicht durch ein 
Abkommen der Bundesrepublik Deutschland mit 
dem ausländischen Staat allgemein gestattet ist, 
nur mit Genehmigung des Bundesministers für 
Verkehr verlassen. 

(7) Luftfahrzeuge, die nicht im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes ordnungsgemäß eingetragen 
und zugelassen sind, dürfen, soweit dies nicht 
durch ein zwischen ihrem Heimatstaat und der 
Bundesrepublik Deutschland abgeschlossenes 
Abkommen allgemein gestattet ist, nur mit Er- 
laubnis des Bundesministers für Verkehr in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes einfliegen und 
dort verkehren." 

4. § 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 

(1) Flugzeuge, Hubschrauber und Luftschiffe 
werden in die Luftfahrzeugrolle nur eingetra- 
gen, wenn sie im ausschließlichen Eigentum 
deutscher Staatsangehöriger stehen. Juristische 
Personen und Gesellschaften des Handelsrechts 
mit dem Sitz im Inland werden deutschen Staats- 
angehörigen gleichgestellt, wenn ein wesent- 
licher Teil ihres Vermögens oder Kapitals sowie 
die tatsächliche Kontrolle darüber deutschen 
Staatsangehörigen zusteht und die Mehrheit der 
Vertretungsberechtigten oder persönlich haften- 
den Personen deutsche Staatsangehörige sind. 
Die für die Verkehrszulassung zuständige Stelle 
kann im Einzelfall Ausnahmen zulassen, wenn 
besondere Umstände vorliegen. 

(2) Die Eintragung ist zu löschen, wenn die 
Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht mehr vor 
liegen." 
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5. § 4 erhält folgende Fassung; 

n§ 4 

(1) Wer ein Luftfahrzeug führt oder bedient 
(Luftfahrer) bedarf der Erlaubnis. Die Erlaubnis 
wird nur erteilt, wenn 

1. der Bewerber das durch Rechtsverordnung 
vorgeschriebene Mindestalter besitzt, 

2. der Bewerber seine körperliche Tauglichkeit 
nachgewiesen hat, 

3. keine Tatsachen vorliegen, die den Bewerber 
als persönlich ungeeignet erscheinen lassen, 
und 

4. der Bewerber eine Prüfung nach der Prüford- 
nung für Luftfahrtpersonal bestanden hat. 

(2) Die Vorschriften des Absatzes 1 sind auf 
sonstiges Luftfahrtpersonal sinngemäß anzu- 
wenden, soweit seine Tätigkeit auf Grund einer 
Rechtsverordnung nach § 17 a Abs. 1 Nr. 4 er- 
laubnispflichtig ist. 

(3) Die Erlaubnis ist zu widerrufen, wenn die 
Voraussetzungen nach Absatz 1 nicht mehr vor- 
liegen. 

(4) Bei übungs- und Prüfungsflügen in Beglei- 
tung von Fluglehrern (§ 6 Abs. 3) gelten die 
Fluglehrer als diejenigen, die das Luftfahrzeug 
führen oder bedienen. Bei übungs- und Prü- 
fungsflügen ohne Begleitung von Fluglehrern 
bedürfen Luftfahrer keiner Erlaubnis, wenn es 
sich um Flüge handelt, die von Fluglehrern an- 
geordnet und beaufsichtigt werden." 

6. § 5 wird aufgehoben. 


7. § 6 erhält folgende Fassung: 

A 6 

(1) Wer es unternimmt, Luftfahrer oder Fall- 
schirmabspringer auszubilden, bedarf unbe- 
schadet der Vorschrift des Absatzes 3 der Er- 
laubnis. Die Erlaubnis kann mit Auflagen ver- 
bunden und befristet werden. 

(2) Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn Tat- 
sachen die Annahme rechtfertigen, daß die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährdet 
werden kann oder der Bewerber oder seine 
Ausbilder persönlich ungeeignet sind; ergeben 
sich später solche Tatsachen, so ist die Erlaub- 
nis zu widerrufen. Die Erlaubnis kann außerdem 
widerrufen werden, wenn sie länger als ein 
Jahr nicht ausgenutzt worden ist. 

(3) Die praktische Ausbildung darf nur von 
Personen vorgenommen werden, die eine Lehr- 
berechtigung nach der Prüfordnung für Luft- 
fahrtpersonal besitzen (Fluglehrer)." 

8. Die Überschrift vor § 7 erhält folgende Fassung: 

„B. Luftfahrtgelände" 

9. § 7 erhält folgende Fassung: 

A 7 

(1) Luftfahrtgelände (Flughäfen, Landeplätze 
und Segelfluggelände) dürfen nur mit Geneh- 


migung angelegt oder betrieben werden. Die 
Genehmigung kann mit Auflagen verbunden 
und befristet werden. 

(2) Vor Erteilung der Genehmigung ist der 
Plan zu prüfen. Die Genehmigung ist zu ver- 
sagen, wenn das in Aussicht genommene Ge- 
lände ungeeignet ist oder wenn Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, daß die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung gefährdet werden 
kann. Ergeben sich später solche Tatsachen, so 
ist die Genehmigung zu widerrufen. 

(3) Die Genehmigung eines Flughafens, der 
dem allgemeinen Verkehr dienen soll, ist 
außerdem zu versagen, wenn durch die An- 
legung und den ‘Betrieb des beantragten Flug- 
hafens die öffentlichen Interessen in unange- 
messener Weise beeinträchtigt werden. 

(4) Die Genehmigung kann ergänzt oder ge- 
ändert werden, wenn dies nach dem Ergebnis 
des Planfeststellungsverfahrens (§§ 7 b bis 7 d) 
notwendig ist. Eine Änderung der Genehmi- 
gung ist erforderlich, wenn die Anlage oder der 
Betrieb des Luftfahrtgeländes wesentlich erwei- 
tert oder sonstwie geändert werden soll." 

10. Nach § 7 werden folgende Vorschriften ein- 
gefügt: 

.§ 7 a 

(1) Die Genehmigungsbehörde kann dem An- 
tragsteller die zur Vorbereitung seines Antrags 
(§ 7) erforderlichen Vorarbeiten gestatten, wenn 
eine Prüfung ergeben hat, daß die Voraussetzun- 
gen für die Erteilung der Genehmigung voraus- 
sichtlich vorliegen. Die Dauer dieser vorläufi- 
gen Genehmigung soll zwei Jahre nicht über- 
schreiten. 

(2) Die vorläufige Genehmigung gibt keinen 
Anspruch auf Erteilung der Genehmigung nach 
§ 7. 

(3) Wird dem Antragsteller das Betreten von 
Grundstücken oder die Beseitigung von Hinder- 
nissen verwehrt, so entscheidet die von der Ge- 
nehmigungsbehörde bestimmte Behörde. Das 
Betreten von Wohnungen kann nicht verlangt 
werden. 

(4) Für einen durch die Vorarbeiten ver- 
ursachten Schaden hat der Antragsteller volle 
Entschädigung in Geld zu leisten, über die Höhe 
der Entschädigung entscheiden im Streitfall die 
ordentlichen Gerichte. 

§ 7b 

(1) Flughäfen und Landeplätze mit beschränk- 
tem Bauschutzbereich nach § 10 f dürfen nur 
angelegt, bestehende nur geändert werden, 
wenn der Plan vorher festgestellt ist. 

(2) Bei Änderungen oder Erweiterungen von 
unwesentlicher Bedeutung kann eine Planfest- 
stellung unterbleiben. Fälle von unwesentlicher 
Bedeutung liegen insbesondere vor, wenn 
Rechte anderer nicht beeinflußt oder wenn bei 
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einer nur geringen Zahl von Beteiligten ent- 
sprechende Vereinbarungen getroffen ‘werden. 

§ 7c 

(1) Die Planfeststellung ersetzt alle nadi 
anderen Rechtsvorschriften notwendigen öffent- 
lich-rechtlichen Genehmigungen, Verleihungen, 
Erlaubnisse und Zustimmungen. Durdi sie wer- 
den alle öffentlich-rechtlichen Beziehungen zwi- 
schen dem Unternehmer und den durch den Plan 
Betroffenen rechtsgestaltend geregelt. Unbe- 
rührt bleibt die Zuständigkeit des Bundesmini- 
sters für Verkehr nach § 9 Abs. 4 des Gesetzes 
über die Bundesanstalt für Flugsicherung vom 
23. März 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 70). 

(2) Im Planfeststellungsbeschluß sind dem 
Unternehmer die Errichtung und Unterhaltung 
der Anlagen aufzuerlegen, die für das öffent- 
liche Wohl oder zur Sicherung der Benutzung 
der benachbarten Grundstücke gegen Gefahren 
oder Nachteile notwendig sind. 

(3) Ist der Plan rechtskräftig festgestellt, so 
sind Beseitigungs- und Anderungsansprüche 
gegenüber festgestellten Anlagen ausgeschlos- 
sen. 

(4) Wird der Plan nicht innerhalb von fünf 
Jahren nach Rechtskraft durchgeführt, so kön- 
nen die vom Plan betroffenen Grundstückseigen- 
tümer verlangen, daß der Unternehmer ihre 
Grundstücke und Rechte insoweit erwirbt, als 
nach § 15 die Enteignung zulässig ist. Kommt 
keine Einigung zustande, so können sie die 
Durchführung des Enteignungsverfahrens bei 
der Enteignungsbehörde beantragen. Im übrigen 
gilt § 15. 

§ 7d 

(1) Planfeststellungsbehörde ist die von der 
Landesregierung bestimmte Behörde. Sie stellt 
den Plan fest und trifft die Entscheidung nach 
§ 7 b Abs. 2. 

(2) Die Pläne sind der höheren Verwaltungs- 
behörde des Landes zur Stellungnahme vorzu- 
legen. Diese hat alle beteiligten Behörden des 
Bundes, der Länder, der Gemeinden und die 
übrigen Beteiligten zu hören und ihre Stellung- 
nahme der Planfeststellungsbehörde zuzuleiten. 

(3) Die Pläne mit Beilagen sind in den Ge- 
meinden, die durch das Bauvorhaben betroffen 
werden, vier Wochen zur Einsicht auszulegen; 
Zeit und Ort der Auslegung sind ortsüblich be- 
kanntzumachen, um jedermann, dessen Belange 
durch den Bau und den Betrieb des Flughafens 
berührt werden, Gelegenheit zur Äußerung zu 
geben. 

(4) Einwendungen gegen den Plan sind bei 
der höheren Verwaltungsbehörde oder der von 
ihr bezeichneten Stelle spätestens innerhalb von 
zwei Wochen nach Beendigung der Auslegung 
schriftlich zu erheben. 

(5) Nach Ablauf der Frist des Absatzes 3 sind 
die Einwendungen gegen den Plan von der 


höheren Verwaltungsbehörde mit allen Betei- 
ligten zu erörtern. Soweit eine Einigung nicht 
zustande kommt, wird über die Einwendungen 
in der Planfeststellung entschieden. 

(6) Werden öffentliche Interessen berührt, für 
die die Zuständigkeit von Bundesbehörden oder 
von Behörden, die im Auftrag des Bundes tätig 
werden, gegeben ist, und kommt eine Verstän- 
digung zwischen der Planfeststellungsbehörde 
und den genannten Behörden nicht zustande, so 
ist die Stellungnahme des Bundesministers für 
Verkehr einzuholen und der Planfeststellung 
zugrunde zu legen. 

(7) Die Feststellung des Planes und die Ent- 
scheidungen über die Einwendungen sind zu 
begründen und den am Verfahren Beteiligten 
mit Rechtsmittelbelehrung zuzustellen." 

11. Die §§ 8 und 9 werden aufgehoben. 

12. Die §§ 10 a bis 10 g erhalten folgende Fassung: 

.§ 10 a 

(1) Bei Genehmigung eines Flughafens sind 
festzulegen 

1. die Start- und Landebahnen einschließlich der 
sie umgebenden Schutzstreifen (Start- und 
Landeflächen), 

2. die Sicherheitsflächen, die an den Enden der 
Start- und Landeflächen nicht länger als je 
1000 Meter und seitlich der Start- und Lande- 
flächen bis zum Beginn der Anflugsektoren je 
350 Meter breit sein sollen, 

3. der Flughafenbezugspunkt, der in der Mitte 
des Systems der Start- und Landeflächen lie- 
gen soll, 

4. die Startbahnbezugspunkte, die je in der 
Mitte der Start- und Landeflächen liegen 
sollen, 

5. die Anflugsektoren, die sich beiderseits der 
Außenkanten der Sicherheitsflächen an deren 
Enden mit einem Öffnungswinkel von je 15 
Grad anschließen; sie enden bei Hauptstart- 
und -landeflächen in einer Entfernung von 
15 Kilometern, bei Nebenstart- und -lande- 
flächen in einer Entfernung von 8,5 Kilo- 
metern vom Startbahnbezugspunkt. 

(2) Nach Genehmigung eines Flughafens darf 
die für die Erteilung einer Baugenehmigung zu- 
ständige Behörde die Errichtung von Bauwerken 
im Umkreis von 1,5 Kilometer Halbmesser um 
den Flughafenbezugspunkt sowie auf den Start- 
und Landeflächen und den Sicherheitsflächen nur 
mit Zustimmung der Luftfahrtbehörden geneh- 
migen. 

(3) In der weiteren Umgebung eines Flug- 
hafens ist die Zustimmung der Luftfahrtbehörden 
erforderlich, wenn die Bauwerke folgende Be- 
grenzung überschreiten sollen: 
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1 . außerhalb der Anflugsektoren 

a) im Umkreis von 4 Kilometer Halbmesser 
um den Flughafenbezugspunkt eine Höhe 
von 25 Meter; für Flughäfen, die den Klas- 
sen A bis D des Anhangs 14 des Abkom- 
mens über die Internationale Zivilluftfahrt 
entsprechen, beträgt die Höhe 15 Meter 
(Höhen bezogen auf den Flughafenbezugs- 
punkt) , 

b) im Umkreis von 4 Kilometer bis 6 Kilo- 
meter Halbmesser um den Flughafenbe- 
zugspunkt die Verbindungslinie, die von 
45 Meter Höhe bis 100 Meter Höhe (Höhen 
bezogen auf den Flughafenbezugspunkt) 
ansteigt; 

2. innerhalb der Anflugsektoren 

a) von dem Ende der Sicherheitsflächen bis zu 
einem Umkreis von 10 Kilometer Halbmes- 
ser um den Startbahnbezugspunkt die Ver- 
bindungslinie, die von 0 Meter Höhe an 
diesem Ende bis 100 Meter Höhe (Höhen 
bezogen auf den Startbahnbezugspunkt der 
betreffenden Start- und Landefläche) an- 
steigt, 

b) im Umkreis von 10 Kilometer bis 15 Kilo- 
meter Halbmesser um den Startbahnbe- 
zugspunkt die Höhe von 100 Meter (Höhe 
bezogen auf den Startbahnbezugspunkt der 
betreffenden Start- und Landefläche). 

(4) Die Luftfahrtbehörden können die Zustim- 
mung von Bedingungen abhängig machen, die 
zur Wahrung der Sicherheit der Luftfahrt oder 
zum Schutz der Allgemeinheit geboten sind. 

§ 10b 

r 

Sofern Baubeschränkungen innerhalb der im 
§ 10 a Abs. 2 und 3 bezeichneten Bereiche (Bau- 
schutzbereich) infolge besonderer örtlicher Ver- 
hältnisse oder des Verwendungszweckes des 
Flughafens in bestimmten Geländeteilen für 
die Sicherheit der Luftfahrt nicht in dem nach 
§ 10 a festgeiegten Umfang notwendig sind, kön- 
nen die Luftfahrtbehörden für diese Gelände- 
teile Bauhöhen festlegen, bis zu welchen Bau- 
w^erke ohne ihre Zustimmung genehmigt werden 
können. 

§ 10 c 

(1) Außerhalb des Bauschutzbereichs darf die 
für die Erteilung einer Baugenehmigung zustän- 
dige Behörde die Errichtung von Bauwerken, die 
eine Höhe von 100 Metern über der Erdober- 
fläche überschreiten, nur mit Zustimmung der 
Luftfahrtbehörden genehmigen; § 10 a Abs. 4 gilt 
entsprechend. 

(2) Das gleiche gilt für Anlagen von mehr als 
30 Meter Höhe auf natürlichen oder künstlichen 
Bodenerhebungen, sofern die Bodenerhebungen 
mehr als 100 Meter aus der umgebenden Land- 
schaft herausragen; in einem Umkreis von 


10 Kilometer um den Flughafenbezugspunkt gilt 
dabei als Höhe der umgebenden Landschaft die 
Höhe des Flughafenbezugspunktes. 

§ 10 d 

(1) Die §§ 10 a bis 10 c gelten sinngemäß für 
Bäume, Freileitungen, Masten, Dämme sowie für 
andere Anlagen und Geräte. § 10 a Abs. 2 ist auf 
Gruben, Anlagen der Kanalisation und ähnliche 
Bodenvertiefungen sinngemäß anzuwenden. 

(2) Die Errichtung der in Absatz 1 genannten 
Luftfahrthindernisse bedarf der Genehmigung. 
Falls die Genehmigung von einer anderen als 
der Baubehörde erteilt wird, bedarf diese der 
Zustimmung der Luftfahrtbehörde. Ist eine an- 
dere Genehmigungsbehörde nicht vorgesehen, 
ist die Genehmigung der Luftfahrtbehörden er- 
forderlich. 

§ 10 e 

(1) Die Eigentümer und anderen Berechtigten 
haben auf Verlangen der Luftfahrtbehörden zu 
dulden, daß Bauwerke und andere Luftfahrthin- 
dernisse (§ 10 d), welche die nach §§ 10 a bis 
10 d zulässige Höhe überragen, auf diese Höhe 
abgetragen werden. Im Falle des § lOd Abs. 1 
Satz 2 erstreckt sich die Verpflichtung zur Dul- 
dung auf die Beseitigung der Vertiefungen. 

(2) Das Recht des Eigentümers oder eines an- 
deren Berechtigten und eine nach anderen Vor- 
schriften bestehende Verpflichtung, diese Maß- 
nahmen auf eigene Kosten selbst durchzufüh- 
ren, bleiben unberührt. 

§ lOf 

Bei der Genehmigung von Landeplätzen und 
Segelfluggeländen können die Luftfahrtbehörden 
bestimmen, daß die zur Erteilung einer Bauge- 
nehmigung zuständige Behörde die Errichtung 
von Bauwerken im Umkreis von 1,5 Kilometer 
Halbmesser um den dem Flughafenbezugspunkt 
entsprechenden Punkt nur mit Zustimmung der 
Luftfahrtbehörden genehmigen darf (beschränk- 
ter Bauschutzbereich). Auf den beschränkten 
Bauschutzbereich sind § 10 a Abs. 4, §§ 10 b, 10 d 
und 10 e sinngemäß anzuwenden. 

§ 10g 

(1) Entstehen durch Maßnahmen auf Grund 
der Vorschriften der §§ 10 a, 10 c bis 10 f dem 
Eigentümer oder einem anderen Berechtigten 
Vermögensnacliteile, so ist hierfür eine ange- 
messene Entschädigung in Geld zu leisten, wenn 
dem Berechtigten hierdurch ein besonderes 
Opfer auferlegt wird. Hierbei ist die entzogene 
Nutzung, die Beschädigung oder Zerstörung 
einer Sache unter gerechter Abwägung der Inter- 
essen der Allgemeinheit und der Beteiligten zu 
berücksichtigen. Für Vermögensnachteile, die 
nicht im unmittelbaren Zusammenhang mit der 
Beeinträchtigung stehen, ist den in Satz 1 be- 
zeichneten Personen eine Entschädigung zu zah- 
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len, wenn und sov/eit dies zur Abwendung oder 
zum Ausgleich unbilliger Härten geboten er- 
scheint. 

(2) Unterläßt der Berechtigte eine Änderung 
der Nutzung, die ihm zuzumuten ist, so mindert 
sich seine Entschädigung um den Wert der Ver- 
mögensvorteile, die ihm bei Ausübung der ge- 
änderten Nutzung erwachsen wären. 

(3) Werden Bauwerke und sonstige Luftfahrt- 
hindernisse (§ 10 d), deren entschädigungslose 
Entfernung oder Umgestaltung nach dem jeweils 
geltenden Recht gefordert werden kann, auf 
Grund von Maßnahmen nach § 10 e ganz oder 
teilweise entfernt oder umgestaltet, so ist eine 
Entschädigung nur zu leisten, wenn es aus Grün- 
den der Billigkeit geboten ist. Sind sie befristet 
zugelassen und ist die Frist noch nicht abgelau- 
fen, so ist eine Entschädigung nach dem Verhält- 
nis der restlichen Frist zu der gesamten Frist zu 
leisten. 

(4) Dinglich Berechtigte, die nicht zum Ge- 
brauch oder zur Nutzung der Sache berechtigt 
sind, sind nach Artikel 52 und 53 des Einfüh- 
rungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch auf 
die Entschädigung des Eigentums angewiesen. 

(5) Die Entschädigung ist in den Fällen des 
§ 10 a von dem Flughafenunternehmer, in den 
Fällen des § 10 f von dem Unternehmer des 
Luftfahrtgeländes zu zahlen. Soweit die bezeich- 
neten Maßnahmen Grundstücke oder andere 
Sachen außerhalb der Bauschutzbereiche der 
§§ 10 a und 10 f betreffen, ist die Entschädigung, 
wenn es sich um Maßnahmen der Flugsicherung 
handelt, vom Bund zu zahlen, im übrigen von 
den Ländern. 

(6) Im übrigen sind die Vorschriften des § 13 
Abs. 2, der §§ 14, 15, 17 bis 25 und 30 bis 32 des 
Schutzbereichgesetzes vom 7. Dezember 1956 
(Bundesgesetzbl. I S. 899) sinngemäß anzuwen- 
den." 

13. § 10 h wird aufgehoben. 

14. § 11 erhält folgende Fassung: 

.§ 11 

(1) Unternehmen, die Personen oder Sachen 
durch Luftfahrzeuge gewerbsmäßig befördern 
{Luftfahrtunternehmen), bedürfen der Geneh- 
migung. Einer Genehmigung bedarf auch die ge- 
werbsmäßige Verwendung von Luftfahrzeugen 
für sonstige Zwecke. Die Genehmigung kann 
mit Auflagen verbunden und befristet werden. 

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährdet 
werden kann; ergeben sich später solche Tat- 
sachen, so ist die Genehmigung zu widerrufen. 
Die Genehmigung kann versagt werden, wenn 
Luftfahrzeuge verwendet werden sollen, die 
nicht in die deutsche Luftfahrzeugrolle einge- 
tragen sind. 


(3) Luftfahrtunternehmen kann die Genehmi- 
gung eines Linien-, Ausflugs- oder Trampver- 
kehrs versagt werden, wenn durch den bean- 
tragten Luftverkehr die öffentlichen Interessen 
beeinträchtigt werden." 

15. Nach § 11 werden folgende Vorschriften einge- 
fügt: 

.§ 11 a 

(1) Unternehmen, die Personen oder Sachen 
gewerbsmäßig durch Luftfahrzeuge auf bestimm- 
ten Linien öffentlich und regelmäßig befördern 
(Fluglinienverkehr), bedürfen außer der Geneh- 
migung nach § 11 Abs. 1 für jede Fluglinie einer 
besonderen Genehmigung. Die Vorschriften für 
die Erteilung der Genehmigung von Luftfahrt- 
unternehmen gelten entsprechend. 

(2) Die in Absatz 1 genannten Unternehmen 
müssen Beförderungsbedingungen aufstellen; 
diese bedürfen ebenso wie die Flugpläne und 
Flugpreise der Genehmigung. 

(3) Die in Absatz 1 genannten Unternehmen 
müssen ferner auf Verlangen der Deutschen Bun- 
despost mit jedem planmäßigen Flug Postsen- 
dungen gegen angemessene Vergütung beför- 
dern, die die im Weltpostvertrag festgelegten 
Vergütungshöchstsätze nicht übersteigen darf. 

§ 11 b 

Die gewerbsmäßige Beförderung von Personen 
oder Sachen durch Luftfahrzeuge zwischen Orten 
des Inlandes kann deutschen Luftfahrtunterneh- 
men Vorbehalten werden. 

§ 11 c 

(1) öffentliche Veranstaltungen von Wettbe- 
werben oder Schauvorstellungen, an denen 
Luftfahrzeuge oder Fallschirmabspringer be- 
teiligt sind (Luftfahrtveranstaltungen), bedürfen 
der Genehmigung, Die Genehmigung kann mit 
Auflagen verbunden und befristet werden. 

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß die 
öffentliche Sicherheit oder Ordnung durch die 
Veranstaltung gefährdet werden kann." 

16. § 12 erhält folgende Fassung: 

.§ 12 

(1) Luftfahrzeuge dürfen außerhalb der für sie 
genehmigten Luftfahrtgelände nur landen, wenn 
es die Sicherheit des Fluges erfordert oder wenn 
die Luftfahrtbehörde eine Erlaubnis erteilt hat. 
Diese Beschränkung gilt nicht für Freiballone 
und Flugmodelle. Die Erlaubnis kann als Dauer- 
erlaubnis für bestimmte Arten von Luftfahrzeu- 
gen oder als Einzelerlaubnis erteilt werden; sie 
kann mit Auflagen verbunden und befristet 
werden. 

(2) Soweit Luftfahrzeuge nach Absatz 1 außer- 
halb von Luftfahrtgeländen landen dürfen, kann 
der Eigentümer eines Grundstücks die Landung 
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eines Luftfahrzeugs nicht verbieten; er kann je- 
doch Ersatz des ihm durch die Landung entstehen- 
den Schadens verlangen; auf diesen Schadens- 
ersatzanspruch sind die §§ 19 bis 29 sinngemäß 
anzuwenden. Die Besatzung des Luftfahrzeugs 
ist verpflichtet, über Namen und Wohnsitz des 
Halters und des Luftfahrzeugführers dem Berech- 
tigten Auskunft zu geben. Nach Feststellung von 
Halter und Luftfahrzeugführer darf der Berech- 
tigte den Abflug oder die Abbeförderung des 
Luftfahrzeugs nicht verhindern. 

(3) Auf die Landung von Fallschirmabsprin- 
gern sind die Vorschriften des Absatzes 1 Satz 1 
und 3 sowie des Absatzes 2 sinngemäß anzu- 
wenden." 

17. § 13 erhält folgende Fassung: 

.§ 13 

(1) Bestimmte Lufträume können vorüber- 
gehend oder dauernd für den Luftverkehr ge- 
sperrt werden (Luftsperrgebiete). 

(2) In bestimmten Lufträumen kann der Durch- 
flug von Luftfahrzeugen besonderen Beschrän- 
kungen unterworfen werden (Gebiete mit Flug- 
beschränkungen)." 

18. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In Luftfahrzeugen dürfen Waffen, 
Munition, Sprengstoffe, Giftgase, Kernbrenn- 
stoffe oder andere radioaktive Stoffe und 
sonstige durch Rechtsverordnung bestimmte 
gefährliche Güter sowie Funkgerät nur mit 
behördlicher Erlaubnis mitgeführt werden. 
Die für die Beförderung von Kernbrennstof- 
fen und radioaktiven Stoffen geltenden Vor- 
schriften bleiben unberührt." 

b) Folgender neuer Absatz 3 wird angefügt: 

„(3) Die Erlaubnis nach Absatz 1 und 2 
kann allgemein oder im Einzelfall erteilt wer- 
den; sie kann mit Auflagen verbunden und 
befristet werden." 

19. § 15 erhält folgende Fassung: 

„§ 15 

(1) Für Zwecke der Zivilluftfahrt ist die Ent- 
eignung zulässig. 

(2) Für die Durchführung der Enteignung gel- 
ten bis zum Inkrafttreten eines Bundesenteig- 
nungsgesetzes die Vorschriften des Zweiten und 
des Dritten Teils sowie die §§ 67, 68, 71, 73 und 
74 des Landbeschaffungsgesetzes vom 23. Februar 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 134) sinngemäß mit 
folgender Maßgabe: 

1,§ 10 des genannten Gesetzes ist nicht anzu- 
wenden. Im unmittelbaren Zusammenhang mit 
einer Enteignung für Zwecke der Luftfahrt ist 
auch die Enteignung zur Gewährung einer Ent- 
schädigung in Land zulässig. 


2. Abweichend von § 11 Abs. 1 des genannten 
Gesetzes stellt den Antrag auf Einleitung des 
Enteignungsverfahrens derjenige, der die Ent- 
eignung zu seinen Gunsten erstrebt. 

3. Stellt ein anderer als der Bund den Antrag 
auf Einleitung des Enteignungsverfahrens, so 
gelten die Vorschriften des genannten Ge- 
setzes, die den Bund erwähnen, statt für den 
Bund für den Antragsteller. 

4. Der nach den §§ 7 b bis 7 d festgestellte Plan 
ist dem Enteignungsverfahren zugrunde zu 
legen und für die Enteignungsbehörde bin- 
dend." 

20. § 16 wird aufgehoben. 

21. § 17 erhält folgende Fassung: 

„§ 17 

(1) Die Abwehr von Gefahren für die Sicher- 
heit des Luftverkehrs sowie für die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung durch die Luftfahrt 
(Luftaufsicht) ist Aufgabe der Luftfahrtbehörden. 
Sie können in Ausübung der Luftaufsicht Ver- 
fügungen erlassen. 

(2) Die Luftfahrtbehörden können diese Auf- 
gaben auf andere Stellen übertragen oder sich 
anderer geeigneter Personen als Hilfsorgane für 
bestimmte Fälle bei der Wahrnehmung der Luft- 
aufsicht bedienen." 

22. Nach § 17 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 17 a 

(1) Der Bundesminister für Verkehr erläßt mit 
Zustimmung des Bundesrates die zur Durchfüh- 
rung dieses Gesetzes notwendigen Rechtsverord- 
nungen über 

1. das Verhalten im Luftraum und am Boden, 
insbesondere Flugvorbereitungen, Verhalten 
bei Start und Landung, die Benutzung von 
Flughäfen sowie die Vermeidung übermäßi- 
ger Geräusche durch Luftfahrzeuge in der 
Luft und am Boden, 

2. die Abgrenzung des Begriffs des Luftfahrt- 
geräts, die Anforderungen an den Bau, die 
Ausrüstung und den Betrieb des Luftfahrt- 
geräts sowie die Eintragung und Kennzeich- 
nung der Luftfahrzeuge, 

3. die Einteilung, die Größe, die Lage, die Be- 
schaffenheit, die Ausstattung und den Betrieb 
von Luftfahrtgeländen sowie die Verhinde- 
rung von Störungen der Flugsicherungsein- 
richtungen, 

4. die Festlegung des erlaubnispflichtigen Luft- 
fahrtpersonals einschließlich der Ausbilder 
und die Anforderungen an seine Befähigung 
und Eignung sowie das Verfahren zur Erlan- 
gung der Erlaubnisse und Berechtigungen 
und deren Entziehung oder Beschränkung, 

5. die Ausbildung von Luftfahrern und Fall- 
schirmabspringern und den Betrieb von Flie- 
gerschulen, 
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6. die Meldung von Luftunfällen und Störungen 
des Luftverkehrs, deren fachliche Unter- 
suchung sowie den Such- und Rettungsdienst 
für Luftfahrzeuge, 

7. die Abgrenzung des Begriffs „gefährliche 
Güter" und das Mitführen gefährlicher Güter 
an Bord von Luftfahrzeugen, 

8. die im Rahmen der Luftaufsicht erforder- 
lichen Maßnahmen und deren Durchführung, 

9. die Voraussetzungen und das Verfahren für 
die Sperrung und Beschränkung von Luft- 
räumen, für die Erteilung der in diesem Ge- 
setz vorgesehenen Genehmigungen, Zulas- 
sungen und Erlaubnisse sowie für Befreiun- 
gen hiervon, 

10. die Verpflichtung zur Mitführung von Urkun- 
den (Bordpapiere) in Luftfahrzeugen und 
deren Inhalt, 

11. die Voraussetzungen und das Verfahren zur 
Erlangung der gewerblichen Aufnahmeerlaub- 
nis und der Einzelaufnahmeerlaubnis für 
Luftbilder, über die Voraussetzungen und das 
Verfahren zur Freigabe von Luftbildern so- 
wie die besonderen Sicherheitsmaßnahmen 
für das Luftbildwesen, 

12. die im Zusammenhang mit den in diesem Ge- 
setz begründeten Versicherungs- oder Hin- 
terlegungspflichten erforderlichen Maßnah- 
men, 

13. die Kosten (Gebühren und Auslagen) für Ver- 
waltungsakte und Prüftätigkeiten im Bereich 
der Luftfahrtverwaltung und der anerkann- 
ten Prüfstellen, 

14. die Zuständigkeit der Behörden hinsichtlich 
der sich aus diesem Gesetz ergebenden Auf- 
gaben. 

Rechtsverordnungen nach Nummern 3, 5 und 13 
werden im Einvernehmen mit dem Bundesmini- 
ster der Finanzen, Rechtsverordnungen nach 
Nummer 11 im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Verteidigung erlassen. Rechtsver- 
ordnungen nach Nummer 9, soweit sie die Ge- 
nehmigung von Flugpreisen betreffen, und nach 
Nummer 13 werden im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Wirtschaft erlassen; die Be- 
stimmungen des allgemeinen Preisrechts bleiben 
unberührt. 

(2) Der Bundesminister des Innern und der 
Bundesminister für Verkehr erlassen mit Zu- 
stimmung des Bundesrates die zur Durchführung 
dieses Gesetzes notwendigen Rechtsverordnun- 
gen über die Bekämpfung der Verbreitung über- 
tragbarer Krankheiten durch die Luftfahrt. 

(3) Rechtsverordnungen bedürfen nicht der 
Zustimmung des Bundesrates, wenn sie der 
Durchführung von Richtlinien und Empfehlun- 
gen der Internationalen Zivilluftfahrt-Organisa- 
tion (ICAO) dienen. Das gleiche gilt für den Er- 
laß der Bau- und Prüfvorschriften für Luftfahrt- 
gerät, die von dem in § 5 Abs. 2 des Gesetzes 
über das Luftfahrt-Bundesamt vom 30. Novem- 


ber 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 354) vorgesehenen 
Ausschuß dem Bundesminister für Verkehr zum 
Erlaß vorgeschlagen werden. 

(4) Der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen kann im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Verkehr durch Rechtsver- 
ordnung, die nicht der Zustimmung des Bundes- 
rates bedarf, Bestimmungen über den Erwerb 
von Flugfunkzeugnissen erlassen. 

(5) Der Bundesminister für Verkehr erläßt mit 
Zustimmung des Bundesrates die zur Durchfüh- 
rung dieses Gesetzes und der dazu ergangenen 
Rechtsverordnungen notwendigen allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften. Der Zustimmung des 
Bundesrates bedarf es nicht, wenn die Voraus- 
setzungen des Absatzes 3 gegeben sind. 

23. § 18 erhält folgende Fassung: 

n§ 18 

(1) Die Bundeswehr, der Bundesgrenzschutz 
und die Polizei dürfen von den Vorschriften des 
Ersten Abschnitts dieses Gesetzes • — ausgenom- 
men §§ 10 a, 10 b und 10 d bis 10 g — und den 
zu seiner Durchführung erlassenen Vorschriften 
abweichen, soweit dies zur Erfüllung ihrer be- 
sonderen Aufgaben unter gebührender Berück- 
sichtigung der öffentlichen Sicherheit oder Ord- 
nung erforderlich ist. Von den Vorschriften über 
das Verhalten im Luftraum darf nur abgewichen 
werden, soweit dies zur Erfüllung hoheitlicher 
Aufgaben zwingend notwendig ist. 

(2) Die im Bereich der Bundeswehr zur Aus- 
führung dieses Gesetzes und der zu seiner 
Durchführung erlassenen Vorschriften notwen- 
digen Verwaltungsakte erläßt der Bundesmini- 
ster für Verteidigung nach seinen Dienstvor- 
schriften. Bei militärischen Luftfahrtgeländen 
treten an die Stelle der in den §§ 10 a, 10 b und 
10 d bis 10 g genannten Luftfahrtbehörden die 
Schutzbereichbehörden. Bei der Anlegung und 
wesentlichen Änderung militärischer Luftfahrt- 
gelände sind die Erfordernisse der Raumord- 
nung nach Anhörung der Regierungen der Län- 
der, die von der Anlegung oder Änderung be- 
troffen werden, angemessen zu berücksichtigen. 
Will der Bundesminister für Verteidigung von 
der Stellungnahme dieser Länder abweichen, so 
unterrichtet er die Regierungen dieser Länder 
von seiner Entscheidung." 

24. § 19 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „Haf- 
tung der Luftwaffe" durch die Worte „Haftung 
des Halters militärischer Luftfahrzeuge" ersetzt. 

25. § 24 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 2 Satz 2 wird die Bezeichnung 
„§ 850 g" jeweils durch „§ 850 b" ersetzt. 

26. § 28 wird wie folgt geändert: 

Das Wort „reichsgesetzlichen" wird durch das 
Wort „bundesrechtlichen" ersetzt. 
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27. § 29 wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 Satz 2 wird das Wort „Reich" durch 
das Wort „Bund" ersetzt. 

28. § 29 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 wer- 
den die Worte „Halter des Luftfahrzeugs" er- 
setzt durch das Wort „Luftfrachtführer". 

b) In Absatz 2 Satz 2 wird das Wort „Halters" 
ersetzt durch das Wort „Luftfrachtführers". 

29. § 29 b wird wie folgt geändert: 

Das Wort „Luftfahrzeughalters" wird durch das 
Wort „Luftfrachtführers" ersetzt. 

30. § 29 c wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 wird 
das Wort „Luftfahrzeughalter" ersetzt durch 
das Wort „Luftfrachtführer". 

b) In Absatz 2 Satz 3 wird das Wort „Halter" 
ersetzt durch das Wort „Luftfrachtführer". 

c) In Absatz 3 wird das Wort „Halters" ersetzt 
durch das Wort „Luftfrachtführers". 

31. In § 29 d wird das Wort „Luftfahrzeughalters" 
ersetzt durch das Wort „Luftfrachtführers". 

32. § 29 e wird wie folgt geändert: 

In Absatz 1 Satz 1 und 2 wird das Wort „Luft- 
fahrzeughalter" ersetzt durch das Wort „Luft- 
frachtführer". 

33. Die Überschrift von § 29 k erhält folgende Fas- 
sung: 

„Haftung für militärische Luftfahrzeuge". 

34. § 29 k Abs. 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Für Schäden der in § 19 genannten Art, die 
durch militärische Luftfahrzeuge verursacht wer- 
den, haftet der Halter nach den Vorschriften des 
ersten Unterabschnitts, jedoch ist § 23 nicht an- 
zuwenden. 

(2) War der Getötete oder Verletzte kraft Ge- 
setzes einem Dritten zur Leistung von Diensten 
in dessen Hauswesen oder Gewerbe verpflichtet, 
so hat der Halter des militärischen Luftfahrzeugs 
dem Dritten auch für die entgehenden Dienste 
durch Entrichtung einer Geldrente Ersatz zu 
leisten." 

35. § 291 erhält folgende Fassung: 

„§291 

(1) Erleidet eine Person oder eine Sache bei 
der Beförderung in einem militärischen Luftfahr- 
zeug durch Unfall einen Schaden der in § 29 a 
bezeichneten Art, so ist der Halter des Luftfahr- 
zeugs zum Schadensersatz verpflichtet. Diese Haf- 
tung darf im voraus durch Vereinbarung weder 
ausgeschlossen noch beschränkt werden. Die 
§§ 29 c bis 29 e sind anzuwenden. 


(2) Der Halter des militärischen Luftfahrzeugs 
haftet nicht, wenn der Verletzte oder die be- 
schädigte Sache ohne Genehmigung der zustän- 
digen militärischen Dienststelle befördert wurde. 
Dies gilt nicht, wenn der Verletzte oder derje- 
nige, der die Sache befördern ließ, ohne grobe 
Fahrlässigkeit annehmen konnte, daß die Geneh- 
migung einer zuständigen Dienststelle vorlag." 

36. § 29 n Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Das gleiche gilt für die sonstigen Vorschriften 
über Unfallschäden nach den beamtenrechtlichen 
Vorschriften des Bundes und der Länder und den 
versorgungsrechtlichen Vorschriften für die Bun- 
deswehr." 


37. Hinter § 30 wird folgende Vorschrift eingefügt: 

„§ 30 a 

Die Vorschriften des ersten und dritten Unter- 
abschnitts dieses Abschnitts sind auf den Betrieb 
von Fallschirmen, die zu übungs- und Vorfüh- 
rungszwecken sowie zum Abwurf von Sachen 
verwendet werden, sinngemäß anzuwenden." 

38. § 31 erhält folgende Fassung: 

.§ 31 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig 

1. den im Rahmen der Luftaufsicht (§ 17) erlas- 
senen Verfügungen zuwiderhandelt, 

2. es unternimmt, ohne die Erlaubnis nach § 6 
Abs. 1 Luftfahrer oder Fallschirmabspringer 
auszubilden, 

3. ohne die Genehmigung nach § 7 Abs. 1 ein 
Luftfahrtgelände anlegt oder betreibt, 

4. Luftfahrthindernisse, die nach § 10 d Abs. 2 
der Genehmigung bedürfen, ohne Geneh- 
migung errichtet, 

5. ohne die Genehmigung nach § 11 Abs. 1 ein 
Luftfahrtunternehmen betreibt oder Luftfahr- 
zeuge für sonstige gewerbliche Zwecke ver- 
wendet, 

6. ohne Genehmigung nach § 11c Abs. 1 Luft- 
fahrtveranstaltungen durchführt, 

7. sich der Pflicht zur Auskunfterteilung nach 
§ 12 Abs. 2 entzieht, 

8. einer auf Grund des § 17 a erlassenen Rechts- 
vorschrift zuwiderhandelt, wenn die Rechts- 
vorschrift ausdrücklich auf diese Bußgeldvor- 
schrift verweist, 

9. den Auflagen einer Erlaubnis nach § 6 Abs. 1 
oder einer Genehmigung nach § 7 Abs. 1, § 11 
Abs. 1 oder § 11 c Abs. 1 zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße geahndet werden. Der Höchstbetrag 
der Geldbuße ist bei einer vorsätzlichen Zu- 
widerhandlung 
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in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 1, 3, 4, 7, 8 und 9 

5 000 Deutsche Mark, 

in den Fällen des Absatzes 1 Nr. 2, 5 und 6 

10 000 Deutsche Mark. 

(3) Bei einer fahrlässigen Zuwiderhandlung ist 
der Höchstbetrag der Geldbuße die Hälfte des 
für die vorsätzliche Zuwiderhandlung ange- 
drohten Höchstbetrages." 

39. § 32 erhält folgende Fassung; 

„§ 32 

(1) Wer vorsätzlich 

1. ein Luftfahrzeug führt, das nicht zum Luft- 
verkehr zugelassen ist, oder als Halter einem 
Dritten das Führen eines solchen Luftfahrzeu- 
ges gestattet, 

2. ein Luftfahrzeug ohne die Erlaubnis nach § 4 
Abs. 1 führt oder bedient oder als Halter 
eines Luftfahrzeuges die Führung oder das 
Bedienen Dritten, denen diese Erlaubnis nicht 
erteilt ist, gestattet, 

3. praktische Flugausbildung ohne eine Lehrbe- 
rechtigung nach § 6 Abs. 3 erteilt, 

4. als Führer eines Luftfahrzeuges unbefugt 
Außenlandungen durchführt (§12 Abs. 1), 

5. ohne Erlaubnis Sachen, deren Mitführung nach 
§ 14 Abs. 1 erlaubnispflichtig ist, an Bord 
eines Luftfahrzeuges mitführt, 

wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren und mit 
Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen be- 
straft. 

(2) Wer fahrlässig eine der in Absatz 1 ge- 
nannten Handlungen begeht, wird mit Gefängnis 
bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe be- 
straft" 

40. § 35 erhält folgende Fassung: 

„§ 35 

(1) Wer vorsätzlich als Führer eines Luftfahr- 
zeuges den Anordnungen über Luftsperrgebiete 


und Gebiete mit Flugbeschränkungen zuwider- 
handelt, wird mit Gefängnis bis zu zwei Jahren 
und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Strafen 
bestraft, sofern die Tat nicht nach anderen Vor- 
schriften mit schwererer Strafe bedroht ist. 

(2) Wer fahrlässig eine der in Absatz 1 ge- 
nannten Handlungen begeht, wird mit Gefängnis 
bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe be- 
straft." 


Artikel 2 

Bei den am bereits genehmigten 

Flughäfen ist in entsprechender Anwendung des 
§ 10 a Abs. 1 innerhalb eines Jahres nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes eine Festlegung nachzu- 
holen, sofern sie in der Genehmigung nicht enthal- 
ten ist. 


Artikel 3 

§ 31 ist auch auf Zuwiderhandlungen anwendbar, 
die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes begangen 
worden sind und nach bisherigem Recht strafbar 
waren. 


Artikel 4 

Der Bundesminister für Verkehr wird ermächtigt, 
das Luftverkehrsgesetz in neuer Fassung — auch 
in neuer Paragraphenfolge — bekanntzumachen 
und dabei Unstimmigkeiten des Wortlautes zu be- 
richtigen. 


Artikel 5 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. Gleich- 

zeitig treten das Gesetz über die Befugnisse der 
Luftfahrtbehörden bei Ausübung der Luftaufsicht 
(Luftaufsichtsgesetz) vom 1. Februar 1939 (Reichs- 
gesetzbl. I S, 131) und seine Durchführungsverord- 
nung vom 1. Februar 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 134) 
außer Kraft. 
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Begründung 


Der Gesetzentwurf enthält eine Reihe notwendig 
gewordener Änderungen des Luftverkehrsgesetzes. 

Das Luftverkehrsgesetz vom 1. August 1922 ist 
nach gründlicher Änderung und Ergänzung zuletzt 
am 21. August 1936 (Reichsgesetzbl. I S. 653) in 
neuer Fassung bekanntgemacht worden. Seither 
wurden noch einige kleinere Änderungen — die 
letzte am 26. Januar 1943 — vorgenommen. Das 
Luftrecht nach dem Stand vom Mai 1945 gilt — so- 
weit es dem Grundgesetz nicht widerspricht — 
nach Artikel 123, 124 in Verbindung mit Artikel 73 
Nr. 6 des Grundgesetzes als Bundesrecht fort. Teile 
des Luftrechts waren zeitweilig durch das Verbot 
der fliegerischen Tätigkeit in der Bundesrepublik 
unanwendbar. Nach der Wiederherstellung der 
Lufthoheit hat sich bei dem Wiederaufbau der deut- 
schen Luftfahrt gezeigt, daß das Luftverkehrsgesetz 
in seinen Grundzügen auch heute noch verwendbar 
ist. Das schließt aber nicht aus, daß einzelne Vor- 
schriften des Gesetzes abänderungsbedürftig sind. 
Insbesondere ist bei dieser Änderung dem Fort- 
schritt der Technik, den veränderten staatsrecht- 
lichen Verhältnissen und der heutigen Rechtspre- 
chung Rechnung zu tragen. 

Für eine vollständige Neufassung des Luftver- 
kehrsgesetzes ist die Zeit noch nicht gekommen, 
weil die zivile Luftfahrt sich noch in der Entwick- 
lung befindet. Das Gesetz beschränkt sich daher auf 
die unbedingt notwendigen Änderungen. Soweit 
die Änderungen des Gesetzes Rechts- oder Verwal- 
tungsvorschriften, die zur Durchführung des bis- 
herigen Luftverkehrsgesetzes erlassen sind, be- i 
rühren, ist auch die Änderung dieser Vorschriften 
notwendig. Diese Änderungen, die in Vorbereitung 
sind, sollen möglichst gleichzeitig mit diesem Ge- 
setz in Kraft treten. 

Im einzelnen ist zu bemerken: 

1. Zu Artikel 1 Nr. 1 (Änderung der Überschrift 
vor § 1) 

Die bisherige Überschrift des Abschnitts Ä ist der 
Prüfordnung für Luftfahrtpersonal vom 21. Juni 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 321) angepaßt worden. 

2. Zu Artikel 1 Nr. 2 (Änderung des § 1) 

Nach § 2 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über die Bun- 
desanstalt für Flugsicherung vom 23. März 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 70) gehört zu ihren Aufgaben 
die Durchführung des Flugsicherungsbetriebsdien- 
stes. Hierunter fällt insbesondere die Luftverkehrs- 
kontrolle einschließlich der Bewegungslenkung im 
Luftraum. Es ist daher notwendig, in § 1 des Luft- 
verkehrsgesetzes neben den Beschränkungen der 
Luftverkehrsfreiheit nach dem Luftverkehrsgesetz 
auch die Beschränkungen nach dem Gesetz über die 
Bundesanstalt für Flugsicherung anzuführen. 

Der Begriff des Luftfahrzeugs ist z. Z. in § 1 Abs. 2 
des Luftverkehrsgesetzes und in § 1 der Verord- 


nung über Luftverkehr*) erläutert. Künftig soll die 
Begriffsbestimmung nur noch in der Verordnung 
über Luftverkehr enthalten sein. Dies ist zweck- 
mäßig, weil die Abgrenzung des Begriffs sich durch 
die Entwicklung der Technik ändern kann und eine 
entsprechende Änderung der Verordnung leichter 
durchführbar ist als eine Gesetzesänderung. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 3 (Änderung des § 2) 

Die Regelung des § 2 Abs. 1 bisheriger Fassung ist 
lückenhaft. Sie gewährt das Recht zum Luftverkehr 
nur deutschen Luftfahrzeugen und läßt die Frage, 
unter welchen Voraussetzungen ausländische Luft- 
fahrzeuge zur Teilnahme am deutschen Luftverkehr 
befugt sind, offen. Diese Frage behandeln bisher 
nur die §§102 ff. der Verordnung über Luftverkehr. 
Diese Lücke wird durch § 2 Abs. 6 neuer Fassung 
ausgefüllt. 

§ 2 Abs. 1 bisheriger Fassung schreibt ferner die 
Eintragungspflicht für alle deutschen Luftfahrzeuge 
vor. Von dieser Eintragungspflicht werden in der 
Verordnung über Luftverkehr Ausnahmen zuge- 
lassen. Die neue Fassung beschränkt daher die Ein- 
tragungspflicht entsprechend der tatsächlichen 
Übung auf Flugzeuge, Hubschrauber und Luft- 
schiffe. Es besteht auch keine Notwendigkeit, wei- 
tere Luftfahrzeuge (z. B. Segelflugzeuge) in die 
Luftfahrzeugrolle einzutragen. Für Segelflugzeuge 
führen die Zulassungsstellen ein Verzeichnis der 
ausgegebenen Kennzeichen, so daß sich der Eigen- 
tümer ohne Schwierigkeiten feststellen läßt. 

Nach § 2 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über das Luft- 
fahrt-Bundesamt vom 30. November 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 354) ist die Verkehrszulassung des 
Luftfahrtgeräts Aufgabe des Luftfahrt-Bundesamts, 
ausgenommen sind Ballone, Segeflugzeuge und 
deren Startwinden. Diese werden von den obersten 
Landesverkehrsbehörden zugelassen. 

§ 2 Abs. 1 bis 4 legt die Voraussetzungen für die 
Zulassung erschöpfend im Gesetz fest. Bisher waren 
diese Voraussetzungen teils im Luftverkehrsgesetz, 
teils in der Verordnung über Luftverkehr geregelt. 

§ 2 Abs. 1 Nr. 1 führt die Musterzulassung als 
neuen Begriff in das Luftverkehrsgesetz ein. Sie ist 
die staatliche Zulassung eines mustergeprüften 
Stücks mit der Wirkung, daß Einzelstücke, die dem 
zugelassenen Muster nachgebaut sind, nach der 
einfacheren Stückprüfung zum Verkehr zugelassen 
werden können. Die Musterzulassung soll auch 
verhindern, daß Serien von verkehrsunsicheren 
Luftfahrzeugen in die Fertigung gelangen. Die 
Musterzulassung hat sich aus der Praxis der Zulas- 
sungsstellen entwickelt, so daß ihre Aufnahme in 
das Luftverkehrsgesetz eine bereits bestehende 


*) in der Fassung vom 21. August 1936 (Reichsgesetzbl. 1 
S. 659) und der Verordnungen vom 31. März, 12. Juli, 
15. Dezember 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 432, 815, 1387), 
30. September 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 1327), 21. August 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 749), 5. November 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 302) und 21. Juni 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S, 321) 
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Handhabung legalisiert. Nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 des 
Gesetzes über das Luftfahrt-Bundesamt ist die 
Musterzulassung des gesamten Luftfahrtgeräts Auf- 
gabe des Luftfahrt-Bundesamts. 

§ 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 entsprechen § 2 Abs. 2 Nr. 6 
und 2 der Verordnung über Luftverkehr. 

§ 2 Abs. 1 Nr. 4 enthält eine neue wichtige Vor- 
aussetzung für die Verkehrszulassung. Der Lärm 
bei dem Betrieb moderner Luftfahrzeuge — insbe- 
sondere von Düsenflugzeugen — ist sehr stark und 
führt zu einer unerwünschten Belästigung der Be- 
völkerung. Es ist daher notwendig, bereits die Ver- 
kehrszulassung eines Luftfahrzeugs davon abhän- 
gig zu machen, daß technische Einrichtungen zur 
Minderung des durch seinen Betrieb entstehenden 
Lärms vorhanden sind. Da sich auch die Internatio- 
nale Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) mit der 
Frage der Bekämpfung des Fluglärms befaßt, be- 
steht berechtigte Hoffnung, daß alle Luftverkehr 
treibenden Staaten Vorschriften zur Geräuschbe- 
kämpfung schaffen werden. 

§ 2 Abs. 2 dehnt die Zulassungspflicht hinsichtlich 
der Musterzulassung auch auf „sonstiges Luftfahrt- 
geräL' aus. Hierzu gehören außer den Luftfahrzeu- 
gen deren Ausrüstung, Zubehörteile und Trieb- 
werke sowie Fallschirme und Startgeräte. 

Nach § 2 Abs. 3 bedürfen Fallschirme und Start- 
geräte einer besonderen Betriebszulassung, auf die 
die Vorschriften über die Verkehrszulassung der 
Luftfahrzeuge entsprechend anzuwenden sind. 

§ 2 Abs. 6 und 7 übernimmt die Grundgedanken 
der §§ 100 bis 103 der Verordnung über Luftver- 
kehr. 

4. Zu Artikel 1 Nr. 3 (Änderung des § 3) 

§ 3 der bisherigen Fassung läßt die Eintragung 
eines Luftfahrzeugs in die nationale Luftfahrzeug- 
rolle nur für Luftfahrzeuge zu, die Staatsafigehöri- 
gen des Eintragungsstaates gehören. Diese inter- 
national übliche Regelung ist grundsätzlich beibe- 
halten worden. Sie gilt nach der neuen Fassung des 
§ 3 auch entsprechend für juristische Personen und 
Gesellschaften des Handelsrechts, wenn sich ein 
wesentlicher Teil des Kapitals oder Vermögens 
sowie die tatsächliche Kontrolle darüber in Hän- 
den deutscher Staatsangehöriger befindet und die 
Mehrheit der Vertretungsberechtigten deutsche 
Staatsangehörige sind. Die Vorschrift über die 
Kapitalbeteiligung entspricht dem Grundgedanken 
der Bestimmungen über die Festlegung des Be- 
griffs der nationalen Luftverkehrsunternehmen in 
den zweiseitigen Luftverkehrsabkommen der Bun- 
desrepublik mit ausländischen Staaten. Neu aufge- 
nommen wurde die bisher in § 5 Satz 2 enthaltene 
Möglichkeit, Ausnahmen zuzulassen. 

5. Zu Artikel 1 Nr. 5 (Änderung des § 4) 

§ 4 Abs. 1 entspricht inhaltlich im wesentlichen den 
Absätzen 1, 3 und 4 des bisherigen § 4. Die Fest- 
legung des vorgeschriebenen Mindestalters durch 
Rechtsverordnung (vgl. § 18 a der Verordnung über 
Luftverkehr) ist zweckmäßig, weil die entsprechen- 
den Richtlinien der ICAO, zu deren Einhaltung die 
Bundesrepublik verpflichtet ist, im Fluß sind. 


§ 4 Abs. 2 sieht in Anlehnung an die Vorschriften 
der ICAO vor, daß auch dasjenige Personal, das 
zwar nicht mit der „Bedienung oder Führung'' eines 
Luftfahrzeugs betraut, jedoch für eine sichere Ab- 
wicklung des Luftverkehrs wichtig ist, der gleichen 
sorgfältigen Überprüfung bedarf wie die Luftfahrer. 
Hierzu gehören vor allem die Prüfer für Luftfahrt- 
gerät und die Flugdienstberater (vgl. § 17 Abs. 2 
der Verordnung über Luftverkehr). 

§ 4 Abs. 4 Satz 1 entspricht inhaltlich dem jetzigen 
Absatz 2. Der neue Satz 2 ist notwendig, weil der 
geltende § 5, der z. Z. bei Ubungs- und Prüfungs- 
flügen Grundlage für die Befreiung von der Erlaub- 
nispflicht ist, aufgehoben werden soll. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 6 (Aufhebung des § 5) 

Soweit § 5 eine allgemeine Befreiung von den Vor- 
schriften der §§ 2 bis 4 im Bereich von Flughäfen 
gewährt, ist er durch die Entwicklung des Luftver- 
kehrs überholt. Bei dem heutigen Stand des Luft- 
verkehrs ist es nicht mehr tragbar, daß auf Flug- 
häfen nicht zugelassene Luftfahrzeuge in Betrieb 
genommen werden oder Personen ohne die erfor- 
derliche Erlaubnis Luftfahrzeuge führen. Es wird 
in der Praxis Einzelfälle geben, in denen Ausnah- 
men von der Zulassungspflicht für Luftfahrzeuge 
und der Erlaubnispflicht für das Luftfahrtpersonal 
notwendig sein werden, z. B. für Probe- und 
Uberführungsflüge und ähnliche Zwecke. Für diese 
Fälle schafft § 17 a Abs. 1 Nr. 9 die Möglichkeit, 
Erleichterungen durch Rec±Ltsverordnung zuzulas- 
sen. Zur Zeit können vorläufige Fluggenehmigungen 
für die genannten Zwecke nach § 8 der Verordnung 
über Luftverkehr erteilt werden. Nach § 5 Satz 2 
besteht z. Z. die Möglichkeit zur weiteren Befrei- 
ung von den Vorschriften der §§ 2 bis 4 des Ge- 
setzes. Diese Vorschrift ist durch die Ermächtigung 
nach § 17 a Nr. 9 überflüssig. 

7. Zu Artikel 1 Nr. 7 (Änderung des § 6) 

Die Änderung des § 6 steht in engem Zusammen- 
hang mit der Prüfordnung für Luftfahrtpersonal. In 
den §§ 59 ff. dieser Prüfordnung sind besondere 
Lehrberechtigungen vorgesehen. Der neue § 6 

Abs. 1 legt fest, daß zur Ausbildung von Luftfah- 
rern und Fallschirmabspringern außer dieser Lehr- 
berechtigung eine besondere Erlaubnis notwendig 
ist. Diese Regelung entspricht den Erfahrungen der 
Praxis. Die Einzelheiten für die Durchführung der 
Ausbildung sollen durch Rechtsverordnung ge- 
regelt werden, in die auch die geltenden Vorschrif- 
ten über Luftfahrerschulen eingearbeitet werden 
sollen. 

Die Fallschirmabspringer sind zur Verdeutlichung 
besonders auf geführt, obwohl sie nach § 17 der 
Verordnung über Luftverkehr zu den Luftfahrern 
gehören. 

§ 6 Abs. 3 soll klarstellen, daß die Lehrberechti- 
gung nach der Prüfordnung für Luftfahrtpersonal 
unabhängig von der Erlaubnis nach Absatz 1 Vor- 
aussetzung für die praktische Ausbildung ist. Da- 
durch wird jedoch nicht festgelegt, daß die Inhaber 
der Lehrberechtigung nur zur praktischen Flugaus- 
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bildung zugelassen sind. Sie können vielmehr 
— soweit sie dafür die nötigen fachlichen Voraus- 
setzungen erfüllen — auch als Theorielehrer tätig 
sein. 

8. Zu Artikel 1 Nr. 8 (Änderung der Überschrift 
vor § 7) 

Der Begriff des Flughafens als Überschrift für den 
Abschnitt B ist durch die Entwicklung überholt. 
Neben den eigentlichen Flughäfen, d. h. den Ver- 
kehrsflughäfen und den Sonderflughäfen, haben die 
sonstigen Landegelände, z. B. Landeplätze für Flug- 
zeuge und Hubschrauber sowie Segelfluggelände, 
an Bedeutung gewonnen. Dieser Entwicklung wird 
durch die Neufassung der Überschrift des Abschnit- 
tes, die derjenigen vor § 26 der Verordnung über 
Luftverkehr entspricht, und durch die Verwendung 
des Begriffs „Luftfahrtgelände" in § 7 Abs. 1 Rech- 
nung getragen. 

' 

9. Zu Artikel 1 Nr. 9 (Änderung des § 7) 

§ 7 Abs. 2 Satz 1 sieht zukünftig vor Erteilung der 
Genehmigung die Prüfung des Plans vor. Diese 
Maßnahme, die mit dem nach erteilter Genehmi- 
gung vorzunehmenden Planfeststellungsverfahren 
nicht zu verwechseln ist, soll dazu dienen, der Ge- 
nehmigungsbehörde insbesondere den erforder- 
lichen Überblick über das in Aussicht genommene 
Gelände zu verschaffen. Aus den Gründen, die die 
Aufnahme des § 2 Abs. 1 Nr, 4 erfordern, sind bei 
der Prüfung der Frage, ob ein Flughafen oder ein 
in Aussicht genommener Landeplatz ungeeignet im 
Sinne des § 7 Abs. 2 ist, auch die Lärmeinwirkun- 
gen auf die Nachbar grundstücke soweit wie mög- 
lich zu berücksichtigen. 

Der neue § 7 Abs. 3 trägt den besonderen Verhält- 
nissen bei Flughäfen, die dem allgemeinen Verkehr 
dienen, Rechnung. 

Die Einrichtung solcher Flughäfen kann nicht nur 
dem Ermessen der Interessenten überlassen blei- 
ben. Diese Flughäfen müssen, wenn sie ihre Auf- 
gaben entsprechend den Zielen der ICAO erfüllen 
sollen, mit erheblichen Mitteln ausgebaut werden, 
die im wesentlichen von der öffentlichen Hand auf- 
zubringen sind. Zu einem Flughafen gehören u. a. 
Flugsicherungseinrichtungen sowie Zoll- und Wet- 
terdienststellen, deren Einrichtung — wenn sie 
auch unter Umständen von dem Unternenhmer zu 
tragen sind (vgl. § 9 Abs. 4 des Gesetzes über die 
Bundesanstalt für Flugsicherung) — große Aufwen- 
dungen erfordern. Hinzu kommt, daß mit einem 
neuen Flughafen die Bildung eines Bauschutzberei- 
ches nach den §§ lOaff. verbunden ist, der weitrei- 
chende Auswirkungen auf die Anlieger nach sich 
zieht. Bei dieser Sachlage kann die Errichtung eines 
neuen Flughafens für den allgemeinen Verkehr 
nicht unter den gleichen Gesichtspunkten gesehen 
werden wie etwa die Errichtung eines Handels- 
unternehmens, Es muß vielmehr der Gedanke der 
planvollen Koordination imter Berücksichtigung 
der öffentlichen Interessen — insbesondere im Be- 
reich des Verkehrs — in den Vordergrund treten. 
Wenn die öffentliche Hand, ohne deren Mithilfe 
ein neuer Verkehrsflughafen nicht errichtet wer- 


den kann, Gelder bereitstellen und in die Rechte 
der Anlieger erheblich eingegriffen werden soll, 
muß der Plan sinnvoll sein. In § 7 Abs. 3 wird da- 
her verlangt, daß der neue Flughafen die öffent- 
lichen Interessen nicht beeinträchtigen darf. Bei der 
Klärung dieser Frage ist auch zu prüfen, ob die 
neue Verkehrsanlage sinnvoll in den Gesamtplan 
der übrigen Flughäfen und Landeplätze — ein- 
schließlich der militärischen — eingefügt werden 
kann, ohne daß die ordnungsgemäße Durchführung 
des Flugbetriebes im Luftraum beeinträchtigt wird. 
Ergibt die Prüfung eine Beeinträchtigung der öffent- 
lichen Interessen, muß die Genehmigung versagt 
werden. 

Die in dem bisherigen Absatz 3 enthaltene Befrei- 
ung von Reichsbetrieben, die im öffentlichen Inter- 
esse liegen, ist durch die veränderte Betriebsform 
der deutschen Flughäfen gegenstandslos geworden 
und kann daher entfallen. Die Genehmigung mili- 
tärischer Flughäfen fällt nicht unter den bisherigen 
Absatz 3. 

Der neue § 7 Abs. 4 befaßt sich unter besonderer 
Berücksichtigung des Planfeststellungsverfahrens 
mit der Änderung und Ergänzung der Genehmi- 
gung. 

10. Zu Artikel 1 Nr. 10 (Einfügung der §§ 7 a bis 
7d) 

Die neuen §§ 7 a bis d führen das in anderen Ver- 
kehrsgesetzen bereits seit längerem enthaltene und 
den Erfordernissen der Praxis entsprechende Plan- 
feststellungsverfahren — vgl. §§ 19, 20 des Per- 
sonenbeförderungsgesetzes vom 4. Dezember 1934 
(Reichsgesetzbl. I S. 1217), § 36 des Bundesbahnge- 
setzes vom 13. Dezember 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 955) und §§ 17, 18 des Bundesfemstraßengesetzes 
vom 6. August 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 903) — in 
das Luftrecht ein. Auch bei der Anlage von Flug- 
häfen und Landeplätzen mit beschränktem Bau- 
schutzbereich sollen alle für Gestaltung einer künf- 
tigen Flughafenanlage wichtigen Gesichtspimkte in 
einem umfassenden, nach modernen rechtsstaat- 
lichen Gedanken gestalteten Sammelverfahren be- 
handelt und alle öffentlich-rechtlichen Erlaubnisse 
usw. in einem Verwaltungsakt erteilt werden. 

Im einzelnen lehnen sich die neuen Vorschriften 
außer an die Vorschriften des Bundesfernstraßen- 
gesetzes vor allem an die §§ 28 bis 30 und 34 des 
Entwurfs eines Gesetzes über die Beförderung von 
Personen zu Lande (Personenbeförderungsgesetz — 
PBefG — ) — Drucksache 831 der zweiten Wahl- 
periode — an. § 7 a, der dem § 34 des vorbezeich- 
neten Gesetzentwurfs entspricht, ist notwendig, um 
die zur Planfeststellung notwendigen Vorarbeiten 
vornehmen zu können. 

§ 7 c Abs. 1 Satz 3 soll klarstellen, daß die Ent- 
scheidungen nach § 9 des Gesetzes über die Bundes- 
anstalt für Flugsicherung nicht von der Sammelent- 
scheidung nach § 7 c Abs. 1 Satz 1 erfaßt werden. 

§ 7 c Abs. 4 sieht abweichend von § 17 Abs. 7 des 
Bundesfernstraßengesetzes und § 29 Abs. 5 des Ent- 
wurfs eines Personenbeförderungsgesetzes eine 
Verlängerung der Wirksamkeit des festgestellten 
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Planes über 5 Jahre hinaus nidit vor, weil den 
Betroffenen die Fortsetzung des Schwebezustandes 
wegen seiner großen Auswirkungen nicht zuge- 
mutet werden kann. 

§ 7 d Abs. 6 lehnt sich an § 30 Abs. 6 des Entwurfs 
eines Personenbeförderungsgesetzes unter Berüdc- 
siditigung der Änderungsvorschläge des Bundes- 
rates an. 

11. Zu Artikel 1 Nr. 11 (Aufhebung der §§ 8 und 9). 

Die Flughafenzone in der Umgebimg der Flughäfen 
ist durch die Entwicklung der Startbahnen imd in- 
folge der zunehmenden Geschwindigkeiten der 
Luftfahrzeuge überholt. § 9 kann entfallen, weil es 
eine Luftpolizei in der früheren Form auf den Flug- 
plätzen nicht mehr gibt. 

12. Zu Artikel 1 Nr. 12 (Änderung der§§10abis 10 g) 

Die §§ 10 a bis 10 g des Gesetzes behandeln das Ver- 
fahren hinsichtlich der Bauschutzbereiche. Die Bau- 
schutzbereiche sind diejenigen Bereiche um einen 
Flughafen, Landeplatz oder ein Segelfluggelände, in 
denen aus Gründen der Sicherheit des Start- und 
Landevorgangs der Luftfahrzeuge bestimmte Be- 
schränkungen festgelegt sind. Das bisherige Recht 
geht bei der Festlegung der Bauschutzbereiche von 
einem Kreissystem von 1,5 Kilometern um den Roll- 
feldmittelpunkt aus. Alles Gelände, das im Bereich 
dieses Kreises liegt, gehört zum Bauschutzbereich. 
Darüber hinaus sind Beschränkungen in der weite- 
ren Umgebung der Flughäfen vorgesehen. § 10 a 
Abs. 1 bisheriger Fassung ist abgestellt auf den 
Typ des alten Flughafens mit nur einer kreisförmi- 
gen Landefläche. Die Gestaltung der Flughäfen hat 
sich jedoch infolge der Entwicklung der Luftfahrt- 
technik und des Luftverkehrs erheblich gewandelt. 
Die Anlagen der Flughäfen werden heute von einem 
Startbahnsystem mit großen Startbahnlängen be- 
stimmt. Würde man das bisherige System eines 
Kreises um den Röllfeldmittelpunkt beibehalten, 
müßte man diesen Kreis außerordentlich erweitern, 
um die Startbahnen einbeziehen zu können. Um 
den Umfang der Beschränkungen möglichst gering 
zu halten, ohne den Luftverkehr bei Start und 
Landimg zu gefährden, schcifft § 10 a Abs. 2 eine 
Kombination des bisherigen Kreissystems, mit 
einem zusätzlichen Schutz der Start- und Lande- 
flächen sowie der Sicherheitsflächen. Die Beschrän- 
kungen in der weiteren Umgebung eines Flug- 
hafens bleiben im wesentlichen wie bisher. An die 
Stelle des Rollfeldmittelpimkts tritt der Flughafen- 
bezugspunkt. Er soll möglichst in der Mitte des 
Systems der Start- und Landeflächen liegen und 
wird bei der Genehmigung des Flughafens festge- 
legt. Die Start- und Landeflächen, die Sicherheits- 
flächen, die Startbahnbezugspimkte und die An- 
flugsektoren sind bei der Genehmigung des Flug-» 
hafens festzulegen. Die Größe der Start- und Lande- 
flächen ist im Einzelfall verschieden. Eine Fest- 
legung ihrer Größe ist im Gesetz nicht durchführ- 
bar, weil die Entwicklung der Luftfahrt — z. B. 
durch Einsatz von Düsenflugzeugen — fortlaufend 
Änderungen in den Abmessungen der Start- imd 


Landeflächen nach sich zieht. Bei der Genehmigung 
von Flughäfen sind die Richtlinien und Empfehlim- 
gen der ICAO, deren Mitglied die Bundesrepublik 
ist, zu beachten. 

Die Sicherheitsflächen sollen am Ende der Start- 
und Landebahnen nicht länger als je 1000 Meter 
und seitlich der Start- und Landebahnen je 350 
Meter breit sein. 

Zur Verdeutlichung der Auswirkimgen der Be- 
schränkungen ist eine zeichnerische Darstellung bei- 
gefügt (siehe Anlage). 

Änderung des § 10 b: 

§ 10 b schafft wie bisher die Möglichkeit, im Bau- 
schutzbereich Geländeteile zu bestimmen, in denen 
die Baugenehmigung ohne Zustimmimg der Luft- 
fahrtbehörde erteilt werden kann, wenn die Bauten 
bestimmte Höhen nicht überschreiten. Diese Vor- 
schrift führt zu einer wesentlichen Erleichterung bei 
der praktischen Durchführung der Baubeschränkmi- 
gen nach § 10 a. 

Änderimg des § 10 c: 

Die Fassung des bisherigen § 10 c ist im wesent- 
lichen unverändert geblieben. In Absatz 2 ist da- 
durch eine Erleichterung geschaffen, daß die Höhe 
der genehmigungspflichtigen Bauwerke von 10 Meter 
auf 30 Meter heraufgesetzt ist. Der in Absatz 2 neu 
hinzugefügte zweite Halbsatz dient der Klarstel- 
lung des Begriffs der „Höhe der umgebenden Land- 
schaft". Bei der Erteilung der Zustimmimg wird die 
Luftfahrtbehörde zum Ausdruck bringen müssen, 
aus welchen Gründen sie ihre Zustimmung versagt 
oder bestimmte Auflagen wünscht, nämlich ent- 
weder aus Gründen der Flugsicherung, d. h. zur 
Sicherung des normalen Ablaufs des Luftverkehrs, 
oder aus Gründen der allgemeinen Sicherheit außer- 
halb der Flugsicherung. Eine klare Stellungnahme 
der Luftfahrtbehörde ist deshalb notwendig, weil 
die Kostenregelung nach § 10 g Abs. 5 dies er- 
fordert. 

Ändenmg des § 10 d: 

§ 10 d ist redaktionell überarbeitet worden. 
Änderung des § lOe; 

Diese Vorschrift faßt den sachlichen Inhalt der bis- 
herigen §§ 10 f imd 10 h in sich zusammen. Aus 
rechtssystematischen Gründen ejschien es in An- 
gleichung an die Vorschriften des Schützbereich- 
gesetzes zweckentsprechend, anstelle der bisheri- 
gen Leistimgspflicht eine Pflicht zur Duldung der 
notwendigen Maßnahmen vorzusehen. 

Änderung des § 10 f: 

§ 10 f gibt die Möglichkeit, einen „beschränkten 
Bauschutzbereich" von 1,5 Kilometer Umkreis auch 
bei Landeplätzen und Segelfluggeländen zu schaf- 
fen. Die Bestimmung eines solchen Bauschutzbe- 
reichs soll aber ein Ausnahmefall sein, von der nur 
Gebrauch gemacht werden soll, wenn dringende 
Gründe vorliegen. Dies ist z. B. dann der Fall, wenn 
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es sich um ein für Zwecke der Luftfahrt besonders 
wichtiges Gelände handelt, dessen Benutzung durch 
die Errichtung von hohen Masten oder ähnlichen 
Anlagen in der näheren Umgebung unbrauchbar 
würde. 


Änderung des § 10 g: 

§ 10 g regelt die Entschädigung für Eingriffe nach 
den §§ 10 a und 10 c bis 10 e. Der Unterschied zwi- 
schen der bisherigen und der neuen Regelung, die 
sich weitgehend an die Vorschriften des Schutzbe- 
reichgesetzes anlehnt und z. T. auf dieses verweist 
(§ 10 g Abs. 6), besteht vor allem darin, daß die Be- 
troffenen in größerem Umfang Entschädigungsan- 
sprüche geltend rnachen können als bisher. Ferner 
ist das Verfahren für die Festsetzung der Entschädi- 
gung auf eine klare Rechtsgrundlage gestellt. In 
§ 10 g Abs. 1 wird abweichend von § 12 des Schutz- 
bereichgesetzes hervorgehoben, daß der Entschädi- 
gungsanspruch nur dann besteht, wenn die Beein- 
trächtigung ein besonderes Opfer bedeutet. Durch 
die Aufnahme dieses allgemein für das Entschädi- 
gungsrecht geltenden Grundsatzes soll darauf hin- 
gewiesen werden, daß Eigentümer oder andere Be- 
rechtigte bei der Ausübung ihrer Rechte in zumut- 
barem Maße Einschränkungen dulden müssen, wenn 
diese mit Rücksicht auf den Öffentlichen Verkehr 
notwendig sind. So wird es z. B. einem Grund- 
stückseigentümer zugemutet werden können, ge- 
wisse Höhenbeschränkungen entschädigungslos in 
Kauf zu nehmen. § 10 g Abs. 3 enthält einen Grund- 
satz, der bereits in § 10 Abs. 3 des Baulandbeschaf- 
fungsgesetzes vom 3. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 720) und in § 18 Abs. 2 des Landbeschaffiingsge- 
setzes vom 23. Februar 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 134) festgelegt ist. 

§ 10 g Abs. 5 behandelt den Kostenträger. Die Ver- 
teilung der Kostentragungspflicht entspricht im 
wesentlichen der bisherigen Regelung. Die Kosten- 
tragungspflicht des Flughafenunternehmers fürMaß- 
nahmen im Bauschutzbereich bleibt bestehen; ihm 
gleichgestellt ist der Unternehmer eines Luftfahrt- 
geländes mit beschränktem Bauschutzbereich nach 
§ 10 f. Sollten durch Maßnahmen außerhalb der 
Balischutzbereiche auf Grund der §§ 10 c bis 10 e 
zukünftig Kosten entstehen — seit 1945 ist dies nicht 
der Fall gewesen — , trägt sie der Bund, soweit es 
sich um Maßnahmen der Flugsicherung handelt 
(vgl. die Begründung zu der Änderung des § 10c), 
da die Flugsicherung nach dem Gesetz über die 
Bundesanstalt für Flugsicherung Aufgabe des Bun- 
des ist. Soweit es sich bei den Maßnahmen nach 
§§ 10 c bis 10 e um vorbeugende, nicht zur Flugsiche- 
rung gehörende Schutzmaßnahmen der Luftfahrtbe- 
hörden handelt, sind die Kosten von den Ländern 
zu tragen, weil diesen die Ausführung des Luftver- 
kehrsgesetzes insoweit obliegt (Artikel 83 des 
Grundgesetzes). 

13. Zu Artikel 1 Nr. 13 (Aufhebung des § 10 h) 

Der bisherige § 10 h kann entfallen, weil der neue 
§ lOe diese Tatbestände einschließt. 


14. Zu Artikel 1 Nr. 14 (Änderung des § 11) 

Die Genehmigung von Luftfahrtveranstaltungen ist 
nicht mehr — wie bisher — in § 11, sondern aus 
systematischen Gründen in einer besonderen Vor- 
schrift (§ 11c) geregelt. Wesentliche Grundgedan- 
ken des bisherigen § 11 über die Genehmigung von 
Luftfahrtunternehmen sind übernommen. 

Nach § 11 Abs. 1 Satz 1 bedürfen wie bisher die 
Luftfahrtunternehmen, d. h. die Unternehmen, die 
gewerblich Personen oder Sachen durch Luftfahr- 
zeuge befördern, der Genehmigung. Nach § 11 
Abs. 1 Satz 2 unterliegt darüber hinaus auch die 
Verwendung von Luftfahrzeugen zu sonstigen ge- 
werblichen Zwecken künftig einer Genehmigung. 
Diese soll die notwendige Sicherheit bei der Ver- 
wendung der Luftfahrzeuge für Spezialaufgaben 
(z. B. Reklame- oder Schädlingsbekämpfung) ge- 
währleisten. Luftfahrtmakler oder Agenten, die Ver- 
träge vermitteln, ohne selbst Flüge auf eigene Rech- 
nung durchzuführen, fallen nicht unter die Geneh- 
migungspflicht nach § 11 Abs. 1. 

§ 11 Abs. 2 enthält wie das bisherige Recht die 
Ermächtigung, die Genehmigung eines Luftfahrt- 
unternehmens zu versagen, wenn dies aus Gründen 
der öffentlichen Sicherheit notwendig ist oder wenn 
das Unternehmen Luftfahrzeuge verwenden will, 
die nicht in die deutsche Luftfahrzeugrolle eingetra- 
gen sind. Im letzten Falle handelt es sich um einen 
international üblichen Schutz der inländischen Inter- 
essen, auf den auch aus Sicherheitsgründen nicht 
verzichtet werden kann, weil eine Zuständigkeit 
der deutschen Prüf- und Zulassungsstellen für die 
technische Überprüfung ausländischer Luftfahrzeuge 
nicht besteht, und ausländische Luftfahrzeuge, die 
für längere Zeit an deutsche Luftfahrtunternehmen 
verchartert werden, nicht in genügendem Maße von 
ihren Heimatbehörden überwacht werden können. 
Die Kannvorschrift des § 11 Abs. 2 Satz 2 läßt die 
Möglichkeit zu, besonderen Umständen Rechnung 
zu tragen. Im übrigen wird diese Frage im Zusam- 
menhang mit der „Banalisation'' in den internatio- 
nalen Luftfahrtorganisationen mit dem Ziele einer 
multilateralen Regelung geprüft, die abgewartet 
werden kann. 

Nach § 11 Abs. 3 ist bei der Erteilung einer Ge- 
nehmigung — unbeschadet der Vorschrift des Ab- 
satzes 2 — die Frage zu prüfen, ob der beantragte 
Luftverkehr öffentliche Interessen beeinträchtigt. 
Hierbei muß mit dem Ziel bester Förderung des ge- 
samten Verkehrs der Verkehrsfluß innerhalb der 
Bundesrepublik und im Verhältnis zum Ausland 
aufeinander abgestimmt werden. Es ist darauf hin- 
zuwirken, daß neuer Luftverkehr nur dann zuge- 
lassen wird, wenn er sich im Rahmen des allge- 
meinen Verkehrsflusses hält, die Interessen der 
Verkehrsteilnehmer berücksichtigt und die öffent- 
lichen Interessen am vorhandenen Verkehr nicht 
beeinträchtigt. Diese Prüfung erstreckt sich jedoch 
nur auf die Genehmigung der Linienunternehmen 
und der Unternehmen des sogenannten Ausflugs- 
und Tramp Verkehrs, also nicht auf Unternehmen, die 
z. B. Anforderungsverkehr, Rundflüge, Gesundheits- 
flüge und Luftbildflüge durchführen. Der Ausflugs- 
und Tramp verkehr ist derjenige Luftverkehr, der 
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zwar nicht als Linienverkehr betrieben wird; er 
nähert sich ihm jedoch in der Praxis so, daß es oft 
schwierig ist, ihn vom Linienverkehr zu unterschei- 
den. Dies führt zu der Notwendigkeit, die Geneh- 
migung der Unternehmen dieser drei Verkehrsarten 
unter gleichen Gesichtspunkten zu behandeln. Ins- 
besondere muß hierbei vermieden werden, daß der 
Ausflugs- und Trampverkehr die besonderen öffent- 
lichen Interessen an vorhandenem Linienverkehr in 
einer nicht vertretbaren Weise beeinträchtigt. In 
diesem Zusammenhang ist noch folgendes zu be- 
rücksichtigen: Mehr als alle anderen Verkehrsträger 
bedarf der Luftverkehr der Sicherheit, Diese Sicher- 
heit kann durch technische und betriebliche Sicher- 
heitsvorschriften allein nicht voll gewährleistet 
werden. Wenn z. B. Luftfahrtunternehmen ihre Be- 
satzungen und Flugzeuge zwar noch im Rahmen 
der allgemeinen Sicherheitsvorschriften, jedoch 
ständig bis zu deren äußerster Grenze ausnutzen, 
weil entweder ihr Flugzeugpark nicht ausreichend 
ist oder anderen Unternehmen, die im Interesse der 
Verkehrssicherheit Personal und Material nicht 
überfordern, durch zeitliches oder preisliches Unter- 
bieten Konkurrenz gemacht wird, so verstößt die- 
ses Verhalten als sicherheitsgefährdend gegen die 
öffentlichen Interessen. Dieser Gefahr kann vor- 
beugend nur dadurch begegnet werden, daß nur 
Unternehmen zugelassen werden, bei denen nach 
ihrem wirtschaftlichen, betrieblichen und personel- 
len Aufbau eine sicherheitsgefährdende Betriebs- 
führung nicht zu befürchten ist. Diese Gesichts- 
punkte haben fast alle Staaten der Welt veranlaßt, 
die Genehmigung ihrer Luftfahrtunternehmen da- 
von abhängig zu machen, daß öffentliche Interessen i 
nicht beeinträchtigt werden. Es besteht daher auch 
für die Bundesrepublik keine Veranlassung, eine 
andere Regelung in ihre Vorschriften aufzunehmen, 
zumal diese Regelung in ihren Grundzügen auch 
dem bisherigen Recht entspricht. Da außerdem alle 
diese Fragen international im Fluß sind, ist die 
elastische Kannvorschrift des § 11 Abs. 3 besonders 
geeignet, jeder Entwicklung zwischenzeitlich ge- 
recht zu werden. 

15. Zu Artikel 1 Nr. 15 (Einfügung der §§ 11a bis 
11c) 

In § 11 a Abs. 1 ist der wesentliche Inhalt des bis- 
herigen § 42 Abs. 1 und 2 der Verordnung über 
Luftverkehr aus Gründen der Rechtssystematik 
übernommen worden. 

Es erschien zweckmäßig, die Vorschriften über die 
Fluglinien in § 11 Abs. 2 hinsichtlich der Beförde- 
rungsbedingungen usw. zu ergänzen. Der neue 
§ 11 a Abs. 3 entspricht unter Berücksichtigung der 
veränderten staatsrechtlichen Verhältnisse der alten 
Vorschrift (§ 11 Abs. 4) über die Beförderungs- 
pflicht für Postsachen. 

§ 11b enthält den bisher in § 42 Abs. 3 der Ver- 
ordnung über Luftverkehr festgelegten Kabotage- 
vorbehalt zugunsten der deutschen Luftfahrtunter- 
nehmen. Es war auch hier aus Gründen der Rechts- 
systematik geboten, diese international übliche 
und anerkannte Vorschrift, die inhaltlich Artikel 7 


des ICAO-Abkommens entspricht, in das Gesetz zu 
übernehmen. 

Nach § 11 c ist die Genehmigung von Luftfahrtver- 
anstaltungen künftig nur noch dann zu versagen, 
wenn die öffentliche Sicherheit oder Ordnung ge- 
fährdet wird. 

16. Zu Artikel 1 Nr. 16 (Änderung des § 12) 

Die Änderung soll ermöglichen, die Außenlande- 
erlaubnis künftig als Dauererlaubnis und für be- 
stimmte Arten von Luftfahrzeugen allgemein zu er- 
teilen. Diese Möglichkeit ist besonders von Bedeu- 
tung für die künftige Entwicklung des Hubschrau- 
berluftverkehrs in der Bundesrepublik. Die Ein- 
fügung des neuen Absatzes 3 ist notwendig, weil 
der Fallschirm kein Luftfahrzeug im eigentlichen 
Sinne ist (vgl. zu Nr. 3, Änderung des § 2 Abs. 3). 

17. Zu Artikel 1 Nr. 17 (Änderung des § 13) 

Der bisherige § 13 ist entsprechend den Richtlinien 
und Empfehlungen der ICAO ergänzt worden. Nach 
den Bestimmungen der ICAO sind drei Arten der 
Beschränkungen für den Luftverkehr vorgesehen: 

Luftsperrgebiete, 

Gebiete mit Flugbeschränkungen 
und Gefahrengebiete. 

Die Gefahrengebiete brauchen nicht in § 13 aufge- 
nommen zu werden, da in diesen Gebieten der 
Durchflug grundsätzlich frei ist und nur bestimmte 
Verhaltungsregeln durch die Flugsicherung zur 
Auflage gemacht werden. 

Anders liegt es bei den Gebieten mit Flugbeschrän- 
kungen, bei denen z. B. der Durchflug nur an be- 
stimmten Tagen oder bei bestimmten Sichtverhält- 
nissen gestattet ist. 

18. Zu Artikel 1 Nr. 18 (Änderung des § 14) 

Für § 14 Abs. 1 und 2 ist bereits in dem Entwurf 
eines Vierten Strafrechtsänderungsgesetzes eine 
Änderung und Ergänzung hinsichtlich der Mit- 
nahme von Lichtbildgerät und der Fertigung von 
Lichtbildaufnahmen an Bord von Luftfahrzeugen 
vorgesehen. Hiernach soll § 14 Abs. 1 und 2 wie 
folgt geändert werden: 

„l.In § 14 Abs. 1 werden nach dem Wort „Brief- 
tauben'" das Komma und das Wort „Lichtbild- 
gerät" gestrichen. 

2. § 14 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Von einem Luftfahrzeug aus dürfen Licht- 
bildaufnahmen außerhalb des Fluglinienver- 
kehrs nur mit behördlicher Erlaubnis gefertigt 
werden. Lichtbilder, die außerhalb des Flug- 
linienverkehrs von einen Luftfahrzeug aus ge- 
fertigt werden, sowie danach hergestellte Zeich- 
nungen oder Abbildungen dürfen nur mit be- 
hördlicher Erlaubnis in Verkehr gebracht 
werden." 

Darüber hinaus ändert das vorliegende Gesetz den 
§ 14 Abs. 1 nochmals ab. Die Aufzählung der ge- 
fährlichen Güter, die zum Lufttransport einer be- 
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sonderen Erlaubnis bedürfen, ist — auch wenn die 
Kernbrennstoffe und radioaktiven Stoffe neu in das 
Gesetz aufgenommen werden — nicht erschöpfend. 
Es muß ähnlich der Regelung, wie sie bereits für 
die Schiffahrt und Eisenbahn besteht, die Möglich- 
keit geschaffen werden, die Liste der sonstigen ge- 
fährlichen Güter fortlaufend zu ergänzen. 

19./20. Zu Artikel 1 Nr. 19 und 20 (Änderung des 
§ 15, Aufhebung des § 16) 

Die Neufassung des § 15 entspricht der Entwicklung 
des Staats- und Verfassungsrechts sowie der Praxis. 
Absatz 1 schafft die allgemeine Möglichkeit, für 
Zwecke der Luftfahrt zu enteignen. In Absatz 2 
wird für das Enteignungsverfahren vorläufig das 
Landbeschaffungsgesetz mit gewissen Ausnahmen 
und Änderungen für anwendbar erklärt. Für diese 
Regelung sprechen vor allem rechtssystematische 
Gründe. Es erscheint nicht tragbar, daß z. B. ein 
Landwirt, der für einen Zivilflughafen im Enteig- 
nungswege Land hergeben muß, Verfahrens- und 
entschädigungsmäßig möglicherweise anders be- 
handelt wird, als sein Nachbar, dessen Land zur An- 
legung eines militärischen Flughafens auf Grund 
des Landbeschaffungsgesetzes enteignet wird. 

Das in § 15 Abs. 2 angesprochene Interesse des Bun- 
des auf Durchführung von Enteignungen im Bereich 
der Zivilluftfahrt bezieht sich auf die Flugsicherung, 
für deren Aufgaben die Möglichkeit, im Enteig- 
nungswege Land zu erwerben, gegeben sein muß. 

Die Aufhebung des bisherigen § 16 ist notwendig, 
weil er dem Grundgesetz widerspricht. Er ist auch 
entbehrlich. Zwar bestand bereits vor 1933 eine 
ähnliche Vorschrift. Sie unterschied sich aber von 
§ 16 dadurch, daß Näheres über die Übernahme 
einem Gesetz Vorbehalten war, während § 16 die 
Übernahme in das Ermessen der obersten Luftfahrt- 
behörde stellte. 

21. Zu Artikel 1 Nr. 21 (Neufassung des § 17) 

Der bisherige § 17 Abs. 1 hat den Begriff der Luft- 
aufsicht geschaffen und die Luftfahrtbehörden ver- 
pflichtet, die Sicherheit oder Ordnung in der Luft- 
fahrt aufrechtzuerhalten. Auf § 17 Abs. 1 gestützt, 
entstand nach 1933 die Reichsluftaufsicht als be- 
sondere Organisation, die ihre rechtliche Gestal- 
tung durch das Gesetz über die Befugnisse der Luft- 
fahrtbehörden bei Ausübung der Luftaufsicht (Luft- 
aufsichtsgesetz) nebst Durchführungsverordnung 
vom 1. Februar 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 131 bzw. 
134) erhielt. 

Nach Wiederherstellung der Lufthoheit wurde 
zwischen Bund und Ländern Übereinstimmung dar- 
über erzielt, daß eine der Reichsluftaufsicht ent- 
sprechende besondere Organisation nicht wieder 
errichtet werden soll. Es wurde vereinbart, daß die 
Luftaufsicht durch die Luftfahrtbehörden und die 
von ihnen nach § 3 Abs. 2 der Durchführungsver- 
ordnung zum Luftaufsichtsgesetz beauftragten Stel- 
len durchgeführt wird, denen die Polizeibehörden 
der Länder im Wege der Amtshilfe die erforder- 
liche Unterstützung im Einzelfall gewähren. 


Diese Form der Durchführung der Luftaufsicht hat 
sich in der Praxis als brauchbar erwiesen. Die 
Rechtsgrundlage für die Durchführung der Luftauf- 
sicht kann daher unter Verzicht auf das bisherige 
besondere Luftaufsichtsgesetz, dessen sonstige Vor- 
schriften ohnehin überholt sind, in das Luftver- 
kehrsgesetz übernommen werden. 

Der neue § 17 gewährt den Luftfahrtbehörden das 
Recht, ihre Befugnisse auf nachgeordnete Stellen 
zu übertragen oder sich in bestimmten Fällen ande- 
rer geeigneter Personen zu bedienen. Er ermächtigt 
weiter die Luftfahrtbehörden, bei Durchführung der 
Luftaufsicht Verfügungen zu treffen. Der § 17 ist 
auch für die Durchführung der Flugsicherung be- 
deutsam, weil die Bundesanstalt für Flugsicherung 
auf Grund ihrer besonderen gesetzlichen Ermäch- 
tigung im Bereich der Flugsicherung ebenfalls Luft- 
aufsicht ausübt. 

22. Zu Artikel 1 Nr. 22 (Einfügung des § 17 a) 

Der bisherige § 17 enthielt eine allgemeine Ermäch- 
tigung zum Erlaß von Rechts- und Verwaltungsvor- 
schriften zur Durchführung des Luftverkehrsgesetzes 
einschließlich der Luftaufsicht. Während die Durch- 
führung der Luftaufsicht in dem neuen § 17 ge- 
regelt wird, sieht der neu eingefügte § 17 a eine 
Reihe, den Erfordernissen des Artikels 80 des 
Grundgesetzes entsprechende Ermächtigungen zum 
Erlaß von Rechtsverordnungen und allgemeinen 
Verwaltungsvorschriften vor. Die in § 17 a aufge- 
führten Sachgebiete decken sich weitgehend mit 
dem Inhalt der bisherigen Verordnung über Luft- 
verkehr. 

Grundsätzlich sind die Rechtsverordnungen und all- 
gemeinen Verwaltungsvorschriften mit Zustimmung 
des Bundesrates zu erlassen. Abweichend hiervon 
bestimmt Absatz 3, daß diese Zustimmung nicht 
notwendig ist, wenn die Rechtsverordnungen der 
Durchführung von Richtlinien und Empfehlungen 
der ICAO dienen. Eine entsprechende Regelung 
enthält bereits § 10 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Bundesanstalt für Flugsicherung. Ferner soll die 
Mitwirkung des Bundesrates entfallen, wenn es sich 
um den Erlaß von Bau- und Prüfvorschriften han- 
delt, die dem Bundesminister für Verkehr von dem 
nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes über das Luftfahrt- 
Bundesamt gebildeten Luftfahrzeugausschuß vor- 
geschlagen sind. Die Mitwirkung des Bundesrates 
an diesen rein technischen Vorschriften würde zu 
einer unnötigen Belastung dieser gesetzgebenden 
Körperschaft führen. Aus den gleichen Erwägungen 
war bereits vor 1933 hinsichtlich der Bau- und Prüf- 
vorschriften, deren Erlaß dem damaligen Reichsver- 
kehrsminister vom deutschen Luftfahrzeugausschuß 
vorgeschlagen wurde, ein abgekürztes Beteiligungs- 
verfahren des damaligen Reichsrates vorgesehen. 

Absatz 4 gibt eine Ermächtigung zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen über die nicht unter Absatz 1 
fallenden Flugfunkzeugnisse. 

23. Zu Artikel 1 Nr. 23 (Änderung des § 18) 

Der bisherige § 18 ist unter Berücksichtigung der 
veränderten staatsrechtlichen Verhältnisse entbehr- 
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lieh geworden. Soweit es sich um die Vollstreckung 
von Abgaben zugunsten des Bundes handelt, 
reichen die bundesrechtlichen Vorschriften (Reichs- 
abgabenordnung und Verwaltungsvollstreckungs- 
gesetz) aus. Soweit Zahlungen an die Länder zu 
entrichten sind, ist die Beitreibung Angelegenheit 
der Länder. 

Der neue § 18 schafft für die Bundeswehr, den Bun- 
desgrenzschutz und die Polizei die Möglichkeit — 
entsprechend der Regelung in anderen Verkehrs- 
vorschriften — , von den Vorschriften des Ersten 
Abschnitts dieses Gesetzes — mit Ausnahme der 
§§ 10 a, 10 b und 10 d bis 10 g — und seiner Durch- 
führungsvorschriften abzuweichen. Abweidiangen 
sind jedoch nur gestattet, wenn dies zur Erfüllung 
der besonderen Aufgaben dieser Einrichtungen 
unter gebührender Berücksichtigung der öffent- 
lichen Sicherheit oder Ordnung geboten ist. Für ein 
Abweichen von Luftverkehrsregeln ist Voraus- 
setzung, daß eine zwingende Notwendigkeit zur Er- 
füllung hoheitlicher Aufgaben gegeben ist. § 18 
Abs. 1 entspricht inhaltlich der bisher in § 114 der 
Verordnung für Luftverkehr enthaltenen Ermäch- 
tigung für die Luftwaffe. Die früher nur für die 
Luftwaffe vorgesehenen Erleichterungen sind jetzt 
allgemein für die Bundeswehr vorgesehen, weil es 
neben der Luftwaffe selbständige Heeres- und 
Marinefliegereinheiten geben soll. 

Der Bundesgrenzschutz und die Polizei sind in Ab- 
satz 1 der Bundeswehr gleichgestellt. In wachsen- 
dem Umfang bedienen sich diese Stellen z. B. zur 
Erfüllung der Überwachungsaufgaben im Grenz- 
dienst, zur Verkehrsüberwachung usw. des Hub- 
schraubers. Es ist daher erforderlich, auch dem 
Bundesgrenzschutz und der Polizei — ähnlich wie 
im Straßenverkehrsrecht — eine Ausnahmestellung 
zuzubilligen. § 18 Abs. 2 gewährt der Bundeswehr 
das Recht, die notwendigen Verwaltungsakte in 
ihrem Bereich selbst vorzunehmen. Diese Regelung 
ist sachlich notwendig. Sie entspricht der Regelung 
des § 113 der Verordnung über Luftverkehr. In 
§ 18 Abs. 2 Satz 2 bis 4 ist eine besondere Rege- 
lung der Verwaltungszuständigkeit und des Ver- 
fahrens bei der Anlegung militärischer Flughäfen 
getroffen. An die Stelle der sonst zuständigen Luft- 
fahrtbehörden treten hier die Schutzbereichbehör- 
den (§ 9 Abs. 3 des Sdiutzbereichgesetzes). Das 
Verfahren bei der Anlegung und wesentlichen 
Änderung von militärischen Luftfahrtgeländen ist 
an § 1 Abs. 3 des Schutzbereichgesetzes angelehnt. 

24./36. Zu Artikel 1 Nr. 24 bis 36 (Änderung der 
§§ 19, 24, 28, 29, 29 a, 29 b, 29 c, 29 d, 29 e, 
29 k, 29 1 und 29 n) 

Die vorgenommenen Änderungen sind im wesent- 
lichen redaktioneller Art. Sie umfassen Änderun- 
gen, die in dem Entwurf eines Gesetzes über Maß- 
nahmen auf dem Gebiete des Verkehrsrechts und 
Verkehrshaftpflichtrechts noch nicht vorgesehen 
sind. So sind an die Stelle der Begriffe „Reich" und 
„Luftfahrzeuge der Luftwaffe" die Begriffe „Halter 
des militärischen Luftfahrzeuges" und „militärische 
Luftfahrzeuge" getreten. 


In den §§ 29 a bis 29 e wird der bisherige Begriff 
„Luftfahrzeughalter" durch den Begriff „Luftfracht- 
führer" aus folgenden Gründen ersetzt: 

Die §§ 29a bis 29 e wurden durch das Vierte Ge- 
setz zur Änderung des Luftverkehrsgesetzes vom 
26. Januar 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 69) in das Luft- 
verkehrsgesetz eingefügt. Abweichend von dem bis- 
herigen Sprachgebrauch hat der Gesetzgeber des 
Jahres 1943 hierbei nicht den „Luftfrachtführer", 
sondern den „Luftfahrzeughalter" für haftbar er- 
klärt. Dieser ungewöhnliche Wechsel in der Aus- 
drucksweise erklärt sich allein aus den damaligen 
Kriegsverhältnissen. Es besteht kein Grund, die 
systemwidrige Terminologie, die auch im Schrift- 
tum beanstandet wird, beizubehalten. Die jetzige 
Fassung schließt sich wieder dem Wortlaut des 
Warschauer Lufttransportabkommens von 1933 an. 
Nach herrschender Ansicht ist für die Haftung des 
Luftfrachtführers ohne Bedeutung, ob er eine ent- 
geltliche oder unentgeltliche Beförderung vor- 
nimmt. 

Die Änderung des § 24 ist durch die Änderung der 
Zivilprozeßordnung nach dem Gesetz vom 20. August 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 952) bedingt. 

37, Zu Artikel 1 Nr. 37 (Einfügung des § 30 a) 

Die Einfügung des § 30 a ist notwendig, weil Fall- 
schirme nach der bereits zu Nr. 3 (Änderung des 
§ 2) vertretenen Auffassung nicht Luftfahrzeuge im 
eigentlichen Sinne sind. 

38. /40. Zu Artikel 1 Nr. 38 bis 40 (Änderung der 
§§ 31, 32 und 35) 

Bei der Neufassung der Strafbestimmungen des 
Luftverkehrsgesetzes war vor allem zu prüfen, 
welche Verstöße als Ordnungswidrigkeiten geahn- 
det werden können und bei welchen weiterhin eine 
Bestrafung geboten ist. 

Hierbei ergab sich, daß vor allem bei Zuwiderhand- 
lungen gegen Bestimmungen des Luftverkehrsge- 
setzes, die nicht unmittelbar mit der Durchführung 
der Flüge Zusammenhängen, weitgehend von einer 
Geldbuße Gebrauch gemacht werden kann. Diese 
Ordnungswidrigkeiten sind nunmehr in § 31 des 
Luftverkehrsgesetzes zusammengefaßt. 

In § 32 sind wie bisher die Straftaten bei der 
Durchführung eines Fluges zusammengefaßt, bei 
denen wegen der schweren Folgen für die Sicher- 
heit des Luftverkehrs und der Bevölkerung auf 
eine strafrechtliche Ahndung nicht verzichtet wer- 
den kann. In § 32 Abs. 2 ist wie bisher eine Milde- 
rung der Strafen im Falle der fahrlässigen Be- 
gehung der Zuwiderhandlung nach Absatz 1 vorge- 
sehen. 

§ 33 bisheriger Fassung soll nach dem Entwurf des 
Vierten Strafrechtsänderungsgesetzes (vgl. zu Nr. 18) 
folgende Fassung erhalten: 

n§ 33 

(1) Ordnugswidrig handelt, wer ohne Erlaubnis 
der zuständigen Behörde 
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1. außerhalb des Fluglinienverkehrs von einem Luft- 
fahrzeug aus eine Lichtbildaufnahme fertigt oder 

2. ein Lichtbild, das außerhalb des Fluglinienver- 
kehrs von einem Luftfahrzeug aus gefertigt ist, 
oder eine danach hergestellte Zeichnung oder Ab- 
bildung in Verkehr bringt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit und der Versuch der 
Ordnungswidrigkeit können mit einer Geldbuße bis 
zu fünftausend Deutsche Mark geahndet werden. 

(3) Die Einziehung des Bildgeräts sowie der Licht- 
bilder, Zeichnungen und Abbildungen ist nach den 
§§ 17 bis 26 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten zulässig. Gehören die Gegenstände nicht 
dem Täter oder Teilnehmer, so können sie außer 
in den Fällen des § 19 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten auch eingezogen werden, wenn der 
Schutz der Allgemeinheit es erfordert. § 23 des Ge- 
setzes über Ordnungswidrigkeiten gilt für den 
Eigentümer sinngemäß." 

§ 34 soll nach dem vorgenannten Entwurf aufge- 
hoben werden. Im übrigen soll nach dem Entwurf 
des Vierten Strafrechtsänderungsgesetzes die An- 
fertigung und Weitergabe von Luftbildaufnahmen, 
welche die Sicherheit der Bundesrepublik oder die 
Schlagkraft der Truppe gefährden, auf Grund eines 


neu in das Strafgesetzbuch aufzunehmenden § 109 e 
geahndet werden. 

In § 35 wurde nur der Tatbestand entsprechend der 
Änderung des § 13 auf die Gebiete mit Flugbe- 
schränkungen erweitert. 

41. Zu Artikel 2 

Die Vorschrift soll dazu dienen, in die teilweise 
durdi die besonderen Verhältnisse nach 1945 un- 
übersichtlich gewordenen Flughafenbauschutzbe- 
reiche Klarheit zu bringen. 

42. Zu Artikel 3 

Die Übergangsregelung für bereits anhängige 
Strafverfahren erscheint rechtpolitisch geboten; die 
neuen Vorchriften sind milder als die bisherigen. 

43. Zu Artikel 4 

Die vorgenommenen Änderungen machen es not- 
wendig, den Text des Gesetzes neu bekanntzu- 
machen — auch mit neuem Datum und in neuer 
Paragraphenfolge — - und dabei notwendige text- 
liche Berichtigungen, insbesondere der Verweisun- 
gen, vorzunehmen. 
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Anlage 2 


Änderungsvorschläge des Bundesrates 


L Artikel 1 

1. Zu Nr. 3 

a) In § 2 ist Satz 1 wie folgt zu fassen: 

„Deutsche Luftfahrzeuge dürfen nur verkehren, 
wenn sie zum Luftverkehr zugelassen (Ver- 
kehrszulassung) und — soweit es durch Rechts- 
verordnung vorgeschrieben ist — in das Ver- 
zeichnis der deutschen Luftfahrzeuge (Luftfahr- 
zeugrolle) eingetragen sind." 

Begründung 

Die Fassung der Regierungsvorlage berücksich- 
tigt nicht die künftige Entwicklung. Die vorge- 
schlagene Änderung erlaubt es, neue Luftfahr- 
zeugtypen schneller, als es auf dem Wege des 
Gesetzgebungsverfahrens möglich ist, in der 
Luftfahrzeugrolle zu erfassen. 

b) In § 2 Abs. 6 sind die Worte „soweit dies nicht 
durch ein Abkommen der Bundesrepublik 
Deutschland mit dem ausländischen Staat allge- 
mein gestattet ist," zu streichen. 

Begründung 

Völkerrechtliche Verträge zwischen der Bundes- 
republik und ausländischen Staaten über die 
Frage, ob und unter welchen Voraussetzungen 
ein deutsches Luftfahrzeug das deutsche Hoheits- 
gebiet verlassen darf, bestehen nicht und sind 
auch nicht beabsichtigt. Der Zwischensatz ist 
daher überflüssig. 

2. Zu Nr. 4 

a) In § 3 Abs. 1 Satz 1 sind die Worte „Flugzeuge, 
Hubschrauber und Luftschiffe" durch das Wort 
„Luftfahrzeuge" zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung ist im Hinblick auf die notwen- 
dige Anpassung an die Vorschrift des neu ge- 
faßten § 2 erforderlich. 

b) In § 3 Abs. 1 Satz 2 sind die Worte „ein wesent- 
licher Teil" durch die Worte „der überwiegende 
Teil" zu ersetzen. 

Begründung 

Die jetzige Fassung ist unklar und führt zu 
Schwierigkeiten in der Anwendung. Die in § 3 
Abs. 1 Satz 3 enthaltene Ausnahmevorschrift ge- 
währleistet, daß die Regelung in der Praxis 
nicht zu unerwünschten Starrheiten führt. 

3. Zu Nr. 5 

a) In § 4 Abs. 1 sind die Worte „durch Rechtsver- 
ordnung" zu streichen. 


Begründung 

Die Worte sind überflüssig, weil der neu einge- 
fügte § 17 a Abs. 1 Nr. 4 die Ermächtigung des 
Bundesverkehrsministers zum Erlaß einer 
Rechtsverordnung vorsieht. 

b) In § 4 Abs. 1 Nr. 2 ist das Wort „körperliche" 
zu streichen. 

Begründung 

Die Tauglichkeit des Bewerbers muß nicht nur 
in körperlicher, sondern auch in geistiger Be- 
ziehung nachgewiesen werden. 

c) In § 4 Abs. 1 Nr. 3 sind die Worte „persönlich 
ungeeignet" durch das Wort „unzuverlässig" zu 
ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung mit Rücksicht darauf, daß die kör- 
perliche Tauglichkeit bereits in § 4 Abs. 1 Nr. 2 
erfaßt wird. In Absatz 1 Nr. 3 kann deshalb mit 
der persönlichen Eignung nur die Zuverlässig- 
keit im Sinne der üblichen gewerbe- und sicher- 
heitsrechtlichen Regelungen verstanden werden. 

4. Zu Nr. 9 

a) In § 7 ist Absatz 2 wie folgt zu fassen: 

„(2) Vor Erteilung der Genehmigung ist ins- 
besondere zu prüfen, ob die geplante Maßnahme 
die Erfordernisse der Raumordnung, der Landes- 
planung und des Städtebaues angemessen be- 
rücksichtigt. Ist das in Aussicht genommene Ge- 
lände ungeeignet oder rechtfertigen Tatsachen 
die Annahme, daß die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung gefährdet wird, ist die Genehmigung 
zu versagen. Ergeben sich später solche Tat- 
sachen, so kann die Genehmigung widerrufen 
werden." 

Begründung 

Die im Gesetzentwurf enthaltene Vorschrift, 
daß der Plan vor der Genehmigung zu prüfen 
ist, kann in der allgemeinen Form entfallen; 
denn es ist selbstverständlich, daß über einen 
Antrag erst nach Prüfung entschieden wird. Da- 
gegen erscheint es notwendig, bereits bei Prü- 
fung des Antrages auf Erteilung der Konzession 
zum Bau und Betrieb eines Flughafens festzu- 
stellen, ob die geplante Maßnahme insbeson- 
dere auch den Erfordernissen der Raumordnung, 
der Landesplanung und des Städtebaues ent- 
spricht. Würde man diese Fragen erst im Plan- 
feststellungsverfahren prüfen und käme dann zu 
einem negativen Ergebnis, so wäre erhebliche 
Planungs- und Verwaltungsarbeit umsonst auf- 
gewendet worden. 
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b) In § 7 ist Absatz 4 wie folgt zu fassen: 

„(4) Die Genehmigung ist zu ergänzen oder 
zu ändern, wenn dies nach dem Ergebnis des 
Planfeststellungsverfahrens (§§ 7 b bis 7 d) not- 
wendig ist. Eine Änderung der Genehmigung ist 
auch erforderlich, wenn die Anlage oder der 
Betrieb des Luftfahrtgeländes wesentlich erwei- 
tert oder sonstwie geändert werden soll." 

Begründung 
Dient der Klarstellung. 

5. Zu Nr. 10 

a) ln § 7 b ist Absatz 1 wie folgt zu fassen: 

„(1) Flughäfen sowie Landeplätze mit be- 
schränktem Bauschutzbereich nach § 10 f dürfen 
nur angelegt, bestehende nur geändert worden, 
wenn der Plan nach § 7 d vorher festgestellt ist." 

Begründung 

Ohne die vorgeschlagene Klarstellung kann 
zweifelhaft sein, welcher Plan gemeint ist. 

b) In § 7 b Abs. 2 ist Satz 2 wie folgt zu fassen: 
„Fälle von unwesentlicher Bedeutung liegen ins- 
besondere vor, wenn Rechte anderer nicht be- 
einflußt werden oder, soweit der Kreis der Be- 
teiligten bekannt ist, ohne ein förmliches Aus- 
legungsverfahren gemäß § 7 d ermittelt werden 
kann und mit ihnen entsprechende Vereinbarun- 
gen getroffen werden." 

Begründung 

Der Mangel in § 17 Abs. 2 des Bundesfernstra- 
ßengesetzes ist in der Vorlage zwar teilweise 
durch die Fassung des § 7 b behoben, indem die 
Planfeststellung unterbleiben kann, wenn eine 
„geringe" Zahl von Beteiligten vorhanden ist. 
Entscheidend für die Wahrung der öffentlichen 
Interessen ist es aber, wirklich alle Beteiligten 
zu erfassen. Hierzu soll das Auslegungsverfah- 
ren dienen. Die vorgeschlagene Fassung stellt 
sicher, daß bei der Ermittlung der Beteiligten 
von der Genehmigungsbehörde sorgfältig ver- 
fahren wird, läßt aber auch die Möglichkeit 
offen, von dem förmlichen Verfahren in geeig- 
neten Fällen abzusehen. 

<1 

c) In § 7 c Abs. 1 ist der letzte Satz wie folgt zu 
fassen: 

„Unberührt bleiben die Zuständigkeit des Bundes- 
ministers für Verkehr nach § 9 Abs. 4 des Ge- 
setzes über die Bundesanstalt für Flugsicherung 
vom 23. März 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 70) und 
die Zuständigkeit der für die Baugenehmigun- 
gen zuständigen Behörden." 

Begründung 

Die bauaufsichtliche Genehmigung muß zur Ver- 
meidung einer Aufsplitterung der Zuständigkei- 
ten der Bauaufsicht bei der Baugenehmigungs- 
behörde verbleiben, insbesondere mit Rücksicht 
darauf, daß hier als Träger der Baumaßnahme 
in der Regel nicht eine Behörde oder sonstige 
Hoheitsträger in Frage kommen, sondern nur 


private Gesellschaften. Im übrigen darf nach 
§ 10 a Abs. 2 die für die Erteilung der Baugeneh- 
migung zuständige Behörde Bauwerke auf den 
Start- und Landeflächen nur mit Zustimmung 
der Luftfahrtbehörden genehmigen. Hieraus ist 
zu entnehmen, daß das Baugenehmigungsver- 
fahren unberührt bleiben sollte. 

d) In § 7 d Abs. 2, 4 und 5 sind die Worte „der 
höheren Verwaltungsbehörde (des Landes)" zu 
ersetzen durch die Worte „der von der Landes- 
regierung bestimmten Behörde". 

Begründung 

Nach Artikel 84 Abs. 1 GG ist es, soweit die 
Länder Bundesgesetze als eigene Angelegenheit 
ausführen, grundsätzlich Sache der Länder, die 
Einrichtung der Behörden zu regeln. In vorlie- 
gendem Fall besteht aus Gründen der Verwal- 
tungsvereinfachung keine Veranlassung, von 
diesem Grundsatz abzuweichen. 

e) In § 7 d Abs. 3 ist das Wort „vier" durch das 
Wort „zwei" zu ersetzen. 

Begründung 

Es empfiehlt sich, die Frist ähnlich den entspre- 
chenden Regelungen im Entwurf eines Personen- 
beförderungsgesetzes und in den Landeseisen- 
bahngesetzen auf zwei Wochen festzusetzen. 
Diese Frist ist ausreichend und vermeidet un- 
nötige Verzögerungen. 

f) In § 7 d ist Absatz 6 am Ende wie folgt zu 
fassen: 

", so hat die Planfeststellungsbehörde im Be- 
nehmen mit dem Bundesminister für Verkehr zu 
entscheiden." 

Begründung 

Durch die vorgeschlagene Fassung sollen be- 
stehende Bedenken aus Artikel 84 Abs, 5 GG 
bzw. aus einer unzulässigen Mischverwaltung 
ausgeräumt werden. 

6. Zu Nr. 12 

a) § 10 a Abs. 1 ist eingangs wie folgt zu fassen: 

„(1) Bei Genehmigung eines Flughafens ist ein 
Plan für den Ausbau festzulegen, der für den 
Bereich maßgebend ist, in dem die in Absatz 2 
und 3 bezeichneten Baubeschränkungen gelten 
(Bauschutzbereich). 

Dieser Plan muß angeben 
1 " 

Begründung 

Die Vorschrift soll den künftigen Ausbau eines 
Flughafens und seinen Verkehrswert sichern. 

b) 

aa) In § 10 a Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe a sind 
nach dem Wort „Halbmesser" die Worte 
„bei Hauptstart- und -landeflächen und 
von 8,5 Kilometer bei Nebenstart- und 
-landeflächen" einzufügen, 
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bb) in § 10 Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe b sind vor 
den Worten „im Umkreis" die Worte 
„bei Hauptstart- und -landcflächen" ein- 
zufügen. 

Begründung 

Die Änderung ist erforderlich, um die 
Vorschrift der Bestimmung des § 10 a 
Abs. 1 Nr. 5 anzugleichen. 

c) In § 10 b sind die Eingangsworte wie folgt zu 
fassen; 

„Sofern Baubeschränkungen im Bauschutzbereich 
infolge besonderer örtlicher Verhältnisse . . . ." 

Begründung 

Diese Fassung ist durch die Neufassung des 
§ 10 a erforderlich geworden. 

d) In § 10 d Abs. 2 Satz 2 ist das Wort „Bau- 
behörde" durch das Wort „Baugenehmigungs- 
behörde" zu ersetzen. 

Begründung 

Der Ausdruck „Baubehörde" ist zu allgemein. 
Hierunter könnten z. B. Gemeindebauämter ver- 
standen werden, die nicht Baugenehmigungs- 
behörden sind. 

e) In § 10 e ist Absatz 1 durch folgenden dritten 
Satz zu ergänzen: 

„Ist die Abtragung oder Beseitigung der Luft- 
fahrthindernisse im Einzeifall nicht durchführ- 
bar, so sind die erforderlichen Sicherungsmaß- 
nahmen für die Luftfahrt auf Kosten der Ver- 
anlasser durchzuführen." 

Begründung 

Die Beseitigung von Luftfahrthindernissen ist 
nicht in allen Fällen durchführbar. Um zu ver- 
hindern, daß die für die Sicherheit des Luftver- 
kehrs erforderlichen Maßnahmen (z. B. Befeue- 
rung) in diesem Falle von den Flughafenunter- 
nehmen bzw. vom Bund zu tragen sind, ist die 
vorgeschlagene Ergänzung erforderlich. 

f) Nach § lOf ist folgender § lOf 1 einzufügen; 

„§ 10 f 1 

Der Umfang des Bauschutzbereichs ist den 
Eigentümern von Grundstücken im Bauschutz- 
bereich und den anderen zum Gebrauch oder zur 
Nutzung dieser Grundstücke Berechtigten sowie 
den dinglich Berechtigten, soweit sie der zu- 
ständigen Behörde bekannt oder aus dem 
Grundbuch ersichtlich sind, bekanntzugeben 
oder in ortsüblicher Weise öffentlich bekannt- 
zumachen." 

Begründung 

Im Hinblick auf die Strafvorschrift des § 31 
Abs. 1 Nr. 4 erscheint eine solche Regelung, die 
auch im Schutzbereichsgesetz enthalten ist (vgl. 
§ 2 Abs. 1 Satz 2 dieses Gesetzes) geboten. 


g) In § 10 g Abs. 6 sind die Worte „30 bis 32 des 
Schutzbereichsgesetzes" zu ersetzen durch die 
Worte „31 und 32 des Schutzbereichgesetzes". 

Begründung 

Die Verweisung auf § 30 des Schutzbereichs- 
gesetzes soll entfallen, da es unerwünscht ist, 
den zuständigen Landesbehörden die Anwen- 
dung des Verwaltungszustellungsgesetzes des 
Bundes vorzuschreiben. 

7. Zu Nr. 14 

In § 11 Abs. 2 Satz 1 sind nach dem Wort „ver- 
sagen," die Worte einzufügen: 

„wenn der Antragsteller oder die für die Leitung 
des Unternehmens verantwortliche Person nicht 
zuverlässig ist oder Tatsachen ..." 

Begründung 

Die Einfügung ist erforderlich, weil auch in der Per- 
son des Antragstellers bzw. des Leiters des Unter- 
nehmens die hier genannten Voraussetzungen ge- 
geben sein müssen. 

8. Zu Nr. 16 

a) In § 12 Abs. 1 ist vor dem ersten Satz folgender 
Satz einzufügen: 

„Luftfahrzeuge dürfen außerhalb der für sie ge- 
I nehmigten Luftfahrtgelände nur starten, wenn 
die Luftfahrtbehörde eine Erlaubnis erteilt hat." 

Begründung 

Der bisherige Wortlaut berücksichtigt nicht ein 
unerlaubtes Starten außerhalb -eines genehmig- 
ten Luftfahrtgeländes. Es hat sich aber in der 
Praxis gezeigt, daß beispielsweise ein Motor- 
flugzeug, das an Ort und Stelle zusammengebaut 
oder auf dem Landweg zu dem betreffenden Ge- 
lände übergeführt worden war, von diesem Ge- 
lände, das weder als Flughafen noch als Lande- 
piatz genehmigt war, gestartet ist-, das gleiche 
gilt für Segelflugzeuge, die beispielsweise auf 
einem nicht zugelassenen Gelände gebaut oder 
auf dem Landweg auf ein solches übergeführt 
wurden und dort mit Hanghilfe starteten. 

b) In § 12 Abs. 3 sind die Worte „des Absatzes 1 
Satz 1 und 3" zu ersetzen durch die Worte „des 
Absatzes 1 Sätze 2 und 4". 

Begründung 

Die Änderung ist im Hinblick auf den Ände- 
rungsvorschlag zu § 12 Abs. 1 erforderlich. 

9. Zu Nr. 19 

In § 15 Abs. 2 ist im Eingangssatz „ , 73" zu 
streichen. 

Begründung 

' Vergleiche Begründung für den Änderungsvor- 
I schlag zu § 10 g Abs. 6. 
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10. Zu Nr. 22 

a) In § 17 a Abs. 1 ist Nr. 4 wie folgt zu fassen: 

„4. den Kreis der Personen, die einer Erlaubnis 
nach diesem Gesetz bedürfen, einschließlich 
der Ausbilder und die Anforderungen an die 
Befähigung und Eignung dieser Per- 
sonen " 

Begründung 

Bessere sprachliche Fassung. 

b) In § 17 a Abs. 1 ist Nr. 14 zu streichen. 

Begründung 

Soweit in der vorgesehenen Rechtsverordnung 
Zuständigkeitsregelungen für Landesbehörden 
getroffen werden sollen, ist dies verfassungspoli- 
tisch unerwünscht. Soweit in ihr die Zuständig- 
keit oberster Bundesbehörden zum Erlaß über- 
regionaler Verwaltungsakte normiert werden 
soll, wäre dies verfassungsrechtlich unzulässig, 
da hierzu ein förmliches Gesetz erforderlich ist. 

c) In § 17 a Abs. 3 ist folgender Satz 2 einzu- 
fügen: 

„Vor ihrem Erlaß sind die zuständigen obersten 
Landesbehörden zu hören." 

Begründung 

Angleichung an die Regelung in § 6 Abs. 1 
Satz 2 des Straßenverkehrsgesetzes. 

d) In § 17 a Abs. 5 ist Satz 2 zu streichen. 
Begründung 

Es ist verfassungsrechtlich unzulässig, die Zu- 
stimmung des Bundesrats zum Erlaß allgemeiner 
Verwaltungs vor Schriften, die sich an Landes- 
behörden wenden, auszuschließen. 

11. Zu Nr. 23 

a) In § 18 Abs. 1 ist am Ende folgender Satz anzu- 
fügen: 

„Hinsichtlich der Ausnahmebefugnisse der Poli- 
zei bleiben auch die §§ 7 bis 7 d unberührt" 

Begründung 

Die weitgehenden Ausnahmen sind nur erfor- 
derlich im Interesse der Landesverteidigung und 
können deshalb auf Bundeswehr und Bundes- 
grenzschutz beschränkt werden, während bezüg- 
lich der baulichen Vorschriften für die Polizei 
eine so weitgehende Ausnahmebefugnis nicht 
erforderlich ist. 

b) In § 18 Abs. 2 ist Satz 3 und 4 wie folgt zu 
fassen: 

„Bei der Anlegung und wesentlichen Änderung 
militärischen Luftfahrtgeländes sind die Erfor- 
dernisse des zivilen Luftverkehrs und der Raum- 
ordnung nach Anhörung der Regierungen der 
Länder, die von der Anlegung oder Änderung 
betroffen werden, angemessen zu berücksichti- 
gen. Der Bundesminister für Verteidigung kann 


von der Stellungnahme dieser Länder nur im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Ver- 
kehr abweichen; er unterrichtet die Regierungen 
der betroffenen Länder vor seiner Entscheidung." 

Begründung 

Die vorhandenen Verkehrsflughäfen sind mit 
großen finanziellen Opfern gebaut worden. Es 
wäre nicht zu verantworten, wenn diese kost- 
spieligen Einrichtungen dadurch entwertet wür- 
den, daß ihr Betrieb durch militärische Luftfahrt 
auf naheliegenden Militärflugplätzen gestört 
wird. Daher sollten Militärflugplätze nur mit 
Zustimmung der zivilen Luftfahrtbehörden er- 
richtet werden können. 

12. Zu Nr. 38 

In § 31 Abs. 1 ist Nr. 9 wie folgt zu fassen: 

„9. den schriftlichen Auflagen einer Erlaubnis nach 
§ 6 Abs. 1 oder einer Genehmigung nach § 7 
Abs. 1, § 11 Abs. 1 oder § 11 c Abs. 1 zuwider- 
handelt, wenn darin ausdrücklich auf die Buß- 
geldbestimmungen dieses Gesetzes hingewiesen 
war." 

Begründung 

Die Ahndung sollte nur erfolgen, wenn die Auf- 
lagen schriftlich erteilt sind und der Betroffene da- 
bei auf die Folgen einer Zuwiderhandlung hinge- 
wiesen worden ist. 

13. Zu Nr. 39 

In § 32 Abs. 1 ist Nr. 4 wie folgt zu fassen: 

„4. als Führer eines Luftfahrzeuges außerhalb von 
Luftfahrtgelanden unbefugt startet oder landet 
(§ 12 Abs. 1);" 

Begründung 

Die Änderung ergibt sich aus der vorgeschlagenen 
Neufassung des § 12 Abs. 1. 


11. Artikel 3 

Artikel 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Vorschrift ist überflüssig; sie könnte zudem bei 
anderen Gesetzen, in denen eine entsprechende 
Vorschrift fehlt, zu unrichtigen Umkehrschlüssen 
führen. 

III. Artikel 4 a 

a) Nach Artikel 4 ist folgender Artikel 4 a einzu- 
fügen: 

„Artikel 4 a 

(1) Soweit in diesem Gesetz auf Vorschriften 
verwiesen wird, die im Saarland nicht gelten, 
treten im Saarland die entsprechenden saarlän- 
dischen Bestimmungen an deren Stelle. Einer 
Verweisung steht es gleich, wenn die Anwend- 
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barkeit einer Bestimmung stillschweigend vor- 
ausgesetzt wird. 

(2) Soweit Behörden angeführt sind, die im 
Saarland nicht bestehen, sind im Saarland die 
entsprechenden saarländischen Behörden zu- 
ständig." 

Begründung 

In dem Entwurf ist auf Gesetze verwiesen, wie 
das Schutzbereichgesetz und das Landbeschaf- 


fungsgesetz, die im Saarland nicht gelten und 
deren Einführung teilweise wegen der besonde- 
ren Verhältnisse im Saarland noch nicht möglich 
ist. Ferner sind Behörden, wie die Bundesanstalt 
für Flugsicherung, erwähnt, die im Saarland 
nicht bestehen bzw. wegen der besonderen Ver- 
hältnisse des Saarlandes ihre Amtsbefugnisse 
dort nicht ausüben können. Die Vorschrift muß 
daher eingefügt werden, um die Anwendung 
des Gesetzes im Saarland zu ermöglichen. 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


I. 

Den Änderungsvorschlägen zu I, (Artikel 1) Nr. 1 a) 
und b), 2 a) und b), 3 a) bis c), 4 b), 5 a), c), e) und 
f), 6 c) und d). f) und g), 7, 8 b), 10 a) und d), 11 a), 
12, 13 sowie II. (Artikel 3) und III. (Artikel 4 a) wird 
zugestimmt. 

II . 

Zu den übrigen Vorschlägen in I. (Artikel 1): 

Zu Nr, 4 a) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt, wenn an Stelle 
der Worte „Sicherheit und Ordnung" die Worte 
„Sicherheit oder Ordnung" gesetzt werden. 

Begründung 

In Übereinstimmung mit dem geltenden Luftrecht 
werden auch in anderen Vorschriften des Gesetz- 
entwurfs die Worte „Sicherheit oder Ordnung" 
(§ 11 Abs. 2, § 17) verwendet. Eine gleichmäßige 
Handhabung erscheint zweckmäßig. 

Zu Nr. 5 b) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt, wenn § 7 b Abs. 2 
Satz 2 folgende Fassung erhält: 

„Fälle von unwesentlicher Bedeutung liegen ins- 
besondere vor, wenn Rechte anderer nicht beein- 
flußt werden oder wenn der Kreis der Beteiligten 
bekannt ist oder ohne ein förmliches Auslegungs- 
verfahren ermittelt werden kann und mit den Be- 
teiligten entsprechende Vereinbarungen getroffen 
werden." 

Begründung 
Dient der Klarstellung. 

Zu Nr. 5 d) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt, wenn § 7 d Abs. 5 
folgende Fassung erhält; 


„(5) Nach Ablauf der Frist des Absatzes 4 sind 
die Einwendungen gegen den Plan von der durch 
die Landesregierung bestimmten Behörde mit allen 
Beteiligten zu erörtern. Soweit eine Einigung nicht 
zustande kommt, wird über die Einwendungen in 
der Planfeststellung entschieden." 

Begründung 

Sprachliche Gründe. Außerdem wird ein Druckfeh- 
ler der Zahl berichtigt. 

Zu Nr. 6 a) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt, wenn § 10 a 
Abs. 1 eingangs folgende Fassung erhält: 

.§ 10 a 

(1) Bei Genehmigung eines Flughafens ist für den 
Ausbau ein Plan festzulegen. Dieser ist maßgebend 
für den Bereich, in dem die in Absatz 2 und 3 be- 
zeichneten Baubeschränkungen gelten (Bauschutz- 
bereich). 

Der Plan muß enthalten: 

1 " 

Begründung 
Sprachliche Gründe. 

Zu Nr. 6 b) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt, wenn § 10 a 

Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe a folgende Fassung erhält; 

„2. innerhalb der Anflugsektoren 

a) von dem Ende der Sicherheitsflächen bis zu 
einem Umkreis um den Startbahnbezugs- 
punkt von 10 Kilometer Halbmesser bei 
Hauptstart- und -landeflächen und von 8,5 
Kilometer bei Nebenstart- und -landeflächen 
die Verbindungslinie, die von 0 Meter Höhe 
an diesem Ende bis 100 Meter Höhe (Höhen 
bezogen auf den Startbahnbezugspunkt der 
betreffenden Start- und Landefläche) an- 
steigt," 
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Begründung 
Sprachliche Gründe. 

Zu Nr. 6 e) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt, wenn § 10 e 

Abs. 1 Satz 3 folgende Fassung erhält: 

„Ist die Abtragung oder Beseitigung der Luftfahrt- 
hindernisse im Einzelfall nicht durchführbar, so sind 
die erforderlichen Sicherungsmaßnahmen für die 
Luftfahrt zu dulden/' 

Begründung 

In Satz 3 ist in Anpassung an Satz 1 und 2 nur eine 
Duldungspflicht für Sicherungsmaßnahmen vorzu- 
sehen. Die Kostenregelung ergibt sich aus § 10 g 
Abs. 3. 

Zu Nr. 8 a) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt, wenn § 12 Abs. 1 
Satz 3 folgende Fassung erhält: 

„Diese Beschränkungen gelten nicht für Freiballone 
und Flugmodelle." 

Begründung 

Diese Fassung stellt klar, daß sich Satz 3 sowohl 
auf Satz 1 als auch auf Satz 2 bezieht. 

Zu Nr, 9 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Nach dem Landbeschaffungsgesetz sind ebenfalls 
Landesbehörden für die Durchführung der Enteig- 
nungsverfahren zuständig. Im Interesse einer ein- 
heitlichen Durchführung gleichartiger Verfahren er- 
scheint es geboten, auch bei den Enteignungen für 


Zwecke der Zivilluftfahrt das Verwaltungszustel- 
lungsgesetz vom 3. Juli 1952 (BGBl. I S. 379) anzu- 
wenden. 

Zu Nr. 10 b) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt vorbehaltlich der 
von der Begründung des Bundesrates abweichen- 
den Auffassung über die Notwendigkeit der Strei- 
chung sowohl in verfassungspolitischer als auch in 
verfassungsrechtlicher Hinsicht. 

Zu Nr, 10 c) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt, obwohl die Be- 
gründung für die vorgeschlagene Ergänzung nicht 
schlüssig ist. Die Ermächtigung nach § 17 a Abs. 3 
steht abweichend von § 6 Abs, 1 Satz 2 des Stra- 
ßenverkehrsgesetzes in Zusammenhang mit inter- 
nationalen Rechtsvorschriften, die für die Bundes- 
republik bindend sind. 

Zu Nr. 11b) 

Dem Vorschlag wird, soweit er eine Ergänzung von 
§ 18 Abs. 2 Satz 3 vorsieht, zugestimmt unter der 
Voraussetzung, daß Satz 4 unverändert bleibt. 

Begründung 

§ 18 Abs. 2 Satz 4 muß aus Gründen der Rechts- 
einheitlichkeit in der Fassung des Entwurfs bei- 
behalten werden. Seine Fassung entspricht dem 
§ 1 Abs. 3 des Schutzbereichgesetzes vom 7. De- 
zember 1956 (BGBL I S. 899). Im übrigen ist der 
Bundesminister für Verteidigung nach der Ge- 
schäftsordnung der Bundesregierung (GGO II) und 
nach besonderer Vereinbarung auch ohne gesetz- 
liche Vorschrift verpflichtet, das Einvernehmen des 
Bundesministers für Verkehr herbeizuführen, wenn 
Interessen des zivilen Luftverkehrs berührt werden. 


26 



